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Einleitung 

Regelmäßig beschäftigen sich Unternehmen am Ende des Geschäftsjahres mit der gleichen Aufgabe: In 

den Jahresabschluss ist bei entsprechender Größe des Unternehmens bzw. bei Vorliegen interner Vorga-

ben ein Lagebericht zu integrieren. Der Lagebericht setzt sich unter anderem aus den folgenden Teilen 

zusammen: Wirtschaftsbericht, Chancen- und Risikobericht sowie Prognosebericht. Neben unternehmens-

individuellen Angaben zum Geschäftsverlauf sollen diese Berichte auch ergänzende Informationen zur 

konjunkturellen Entwicklung der Gesamtwirtschaft sowie der Branche enthalten. Das bedeutet, dass in vie-

len Unternehmen nach denselben Daten gesucht und an der gleichen Zusammenfassung unter Zeitdruck 

gearbeitet wird. Darüber hinaus ist die Suche nach entsprechenden Vorlagen und Daten nicht einfach. 

Denn Wirtschaftsforschungsinstitute und volkswirtschaftliche Abteilungen der Banken legen vorrangig ihren 

Fokus auf Monats- und Quartalsanalysen. Der Lagebericht ist zudem ein in die Zukunft ausgerichtetes 

Instrument. Umso wichtiger ist es, Informationen valide abzubilden. 

 

IDW und Lagebericht 

Das Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) hat in seiner Stellungnahme zur Rechnungslegung (IDW RS HFA 

1) unter der Textziffer 3 den Mindestinhalt umschrieben: „Die Darstellung der Lage des Unternehmens im 

Lagebericht verdeutlicht und ergänzt die aus dem Jahresabschluss ableitbaren Erkenntnisse über die wirt-

schaftliche Situation des Unternehmens und seine Position auf den Absatz- und Beschaffungsmärkten, im 

Personalbereich und bezüglich weiterer Umfeld- und Umweltfaktoren durch vorrangig verbale Ausführun-

gen. Die Berichterstattung ist gegenüber dem im Rahmen des Jahresabschlusses zu vermittelndem tat-

sächlichen Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage i. S. v. § 264 Abs. 2 HGB umfassender, da sie 

nicht durch den Rahmen der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung (insbesondere das Stichtagsprin-

zip gemäß § 252 Abs. 1 Nr. 4 HGB) eingeschränkt wird und somit in stärkerem Maße als der Jahresab-

schluss zukunftsorientierte Sachverhalte berücksichtigt.“ 

 

Ein großer Teil der Zahlen und Informationen stellt die Vergangenheit dar. 

• Der separat zu betrachtende Lagebericht ist im sog. externen Rechnungswesen der einzige echte 

Blick in die Zukunft. 

• Prüfer sollen die korrekte Anwendung des Handelsrechts prüfen. 

• Schlussendlich sollen Zahlen objektiviert werden. 

• Das geht nur mit einem korrekten Zahlenwerk. 

• Prozesse, Strukturen und Regeln sind dafür von großer Bedeutung. 

• Das gilt primär für das Unternehmen und sekundär für die Prüfung. 

• Nachhaltigkeit wird zunehmend konkretisiert. 

 

Nachhaltigkeit 

Nachhaltigkeit wird zunehmend zu einem Hauptfaktor wirtschaftlichen Handelns und bietet auf den ersten 

Blick ein hohes "Konsenspotenzial". Insbesondere ökologische und umweltbezogene Nachhaltigkeitsas-

pekte werden, z. B. im Risk Report des World Economic Forum, weiterhin als wichtige und zukunftsbestim-

mende Themen für Wirtschaft und Gesellschaft benannt. Allerdings steckt in der praktischen Umsetzung 

ein erhebliches Risiko in Hinblick auf Konflikte - sowohl zwischen Staaten bzw. Staatenverbünden als auch 

innerhalb und zwischen Organisationen und Unternehmen. Die Abstimmung der unterschiedlichen strate-

gischen Ziele und ihrer praktischen Umsetzung kann nicht isoliert betrachtet werden. Im Gegenteil: Im 

Rahmen der Globalisierung ist die Vernetzung vielfältiger Ziele und Strategien unabdingbar und eine wach-

sende Herausforderung an Diplomatie, Generationenverständnis und weltweiter Völkerverständigung. Des 
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Weiteren sind Auswirkungen auf den internationalen Handel über Lieferketteninformationen sowie Interna-

lisierungsinstrumente wie z. B. die CO2-Bepreisung, welche Auswirkung auf Importtätigkeiten haben kön-

nen, zu erwarten. 

Neben der angespannten gesamtwirtschaftlichen Konjunkturlage in Deutschland und der damit einherge-

henden Diskussion um Wettbewerbsfähigkeit zwingen Ressourcenknappheit, Klimawandel und Biodiversi-

tätsbelange immer dringlicher zum Handeln. Sie erfordern somit eine verstärkte Geschwindigkeit hin zu 

nachhaltigem Wirtschaftsverhalten. Unternehmen müssen sich u. a. mit dem Prinzip der sogenannten dop-

pelten Wesentlichkeit auseinandersetzen und sich folgende Fragen stellen: 

• Wie wirkt sich das eigene Unternehmen auf politische Nachhaltigkeitsziele aus? 

• Inwiefern beeinflussen externe Nachhaltigkeitsentwicklungen das eigene Unternehmen? 

• Bestehen an dieser Stelle wesentliche Risiken für das Unternehmen? 

Im Jahr 2025 haben sich gegenüber der bisherigen Entwicklung, in Form zunehmender Verbindlichkeit, 

Umfang und Detailtiefe, wesentliche Änderungen in den Bereichen Nachhaltigkeitsberichterstattung 

(CSRD & ESRS), Lieferkettensorgfaltspflichten (CSDDD), EU-TaxonomieVO sowie weiteren, dem Green-

Deal zuzuordnenden Rechtsakten, ergeben. 

Die Anfang des Jahres gestartete sogenannte Omnibus-Initiative treibt, unter der Prämisse der Wettbe-

werbsfähigkeit der europäischen Wirtschaft im globalen Wettbewerb, Vereinfachungen und Deregulierun-

gen der Berichts-, Handlungs- und Verbotspflichten voran und hat zur Folge, dass verschiedene Regulato-

riken später, für einen kleinen Kreis an Unternehmen und/oder in geringerem Umfang und mit einer gerin-

geren Detailtiefe verpflichtend werden. 

Insbesondere in Bezug auf die nichtfinanzielle Berichterstattung entfallen für viele Unternehmen die dies-

jährige Pflicht zur Veröffentlichung des Berichts sowie die Anforderungen an die Taxonomie. Das nationale 

Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz ist aktuell noch unverändert gültig - das Wirksamwerden der europa-

weiten Lieferkettenregelung verschiebt sich um drei Jahre. Im Rahmen des Emissionshandels, welcher 

Einfluss insbesondere auf die Preise von Grundstoffen wie Zement, Stahl und Asphalt haben kann, ist der 

Preis pro Tonne CO2 auf 55,00 bis 65,00 Euro gestiegen. Ab 2027 wird die Preisbindung bei Ausgabe der 

Emissionszertifikate ausgelöst und der freie Handel im Sinne von Angebot und Nachfrage wird maßgeblich 

den Preis bestimmen.1 

Die Entwaldungsverordnung (EUDR) wurde in den Trilogverhandlungen auf EU-Ebene entschärft und das 

Inkrafttreten um ein Jahr verschoben. Neuer Anwendungsstart ist nun der 30.12.2026, für KMU Juni 2027. 

Daneben wurden einige Informationsangabepflichten, insbesondere für Länder ohne Entwaldungsprob-

leme, gestrichen. 

Abseits der Entwicklungen der Omnibusinitiative treten mit Beginn des Jahres 2026 einige bereits veröf-

fentlichte Sekundärrechtsakte in Kraft oder werden nun "scharf gestellt". 

Die Bauproduktenverordnung (BauPVO / CPR – VO EU 2024/3110), welche für Bauprodukte, die harmo-

nisierten technischen Spezifikationen unterliegen, Konformitäts- & Leistungserklärungen sowie CE-Kenn-

zeichnungen fordert, tritt ab dem 08.01.2026 vollständig in Kraft und erweitert den Anwendungsbereich bis 

2040 fortlaufend; sie löst hiermit dann die alte bestehende Bauproduktenverordnung (VO EU 305/2011) 

umfassend ab. Auch digitale Produktdatenpässe und weitere Umweltinformationen bzw. Mindestanforde-

rungen an ökologische Nachhaltigkeit von Bauprodukten in der öffentlichen Vergabe sowie Ersatzteilpflich-

ten werden, voraussichtlich über delegierte Rechtsakte für Bauprodukte, eingeführt und schrittweise ver-

pflichtend. Wichtig: Bei Projekten und Vergaben generell muss ein Bauunternehmen die genutzten Pro-

dukte verstehen und elektronische Produktkataloge vorhalten können. Bei fehlender Transparenz dürfen 

die Produkte in der Zukunft (hier gelten Übergangszeiträume) nicht mehr in Projekte eingebracht werden. 

Im Spannungsfeld zwischen nationaler Gesetzgebung und dem EU-Sekundärrecht steht im Jahr 2026 das 

Thema der Energienutzung von Bauwerken im Betrieb. Auf nationaler Ebene soll das GEG (Gebäudeener-

giegesetz) nach Äußerungen der Bundesregierung geändert werden. Auf der EU-Ebene treten im Jahr 

 
1  https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Artikel/Industrie/emissionshandel.html (letzter Zugriff: 

18.03.2026) 
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2026 weitere Artikel der EPBD (Energy Performance of Buildings Directive) in Kraft, zu welcher das GEG 

Teil der nationalen Richtlinienumsetzung ist. Das Umsetzungserfordernis sowie Mechanismen der Sankti-

onierung sind hiernach ab Mai 2026 gültig und umsetzungsbedürftig. Eine Abschaffung des GEG ohne den 

Erlass einer anderweitigen Gesetzgebung, die die EPBD auf nationaler Ebene umsetzt, widerspricht somit 

dem EU-Recht. Novellierungsempfehlungen für das GEG sind im Positionspapier der Bauindustrie für die 

Umsetzung der EU-Gebäudeenergieeffizienzrichtlinie zu finden.2 

Im Schnittmengenfeld zwischen Baubranche und Finanzwirtschaft sind weiterhin Bewertungen von Portfo-

lios sowie in der Fremdkapitalstellung relevant. 

Die Mindestanforderungen an das Risikomanagement (MaRisk) der BaFin enthält unter anderem die Be-

rücksichtigung von Klima- und Umweltrisiken - wovon geografische Konzentrationen, hohe Abhängigkeiten 

an intakte Lieferketten sowie eine Konzentration auf bestimmte Produkt- oder Kundengruppen von der 

BaFin als relevante Risiken gewertet werden.3 Auch die Energieeffizienz von Bauwerken sowie weitere 

Environmental, Social and Governance (ESG)-Risiken sind im Kontext von Kreditvergabe und Kreditrisiken 

Bestandteil der Erwägung der Mindestanforderungen und somit für kreditfinanzierte Wirtschaftstätigkeiten 

von Relevanz. 

Auch die EU-Taxonomie enthält weiterhin, trotz Verkleinerung des Anwenderkreises, für finanziell wesent-

liche Wirtschaftsaktivitäten Anforderungen aus der Sphäre der Nachhaltigkeit ("Sechs Umweltziele"). Diese 

ermöglichen die Einstufung von Wirtschaftsaktivitäten in taxonomiekonforme - nachhaltige – Aktivitäten, 

von deren Bewertung Fremdkapitalzuwendungen und Kreditvergaben beeinflusst werden können. 

 

Regelung Voraussetzung 
Betroffenes 
Geschäftsjahr 

Berichts-/Hand-
lungspflicht ab 

SFDR4 Eigentlich nur für Finanzmarktteilnehmer 
und Finanzberater, beschleunigt aber die 
Anforderungen an die Bauwirtschaft 

Informationspflichten der SFDR beste-
hen schon seit dem 30. März 2021 

(Einfluss wird auch getrieben über die 
Bankenaufsicht, in Deutschland über 

die BaFin/MaRisk5) 

CSRD6 / ESRS7 Pflicht für Unternehmen mit 
 > 1.000 Mitarbeitende & 
 > 450 Mio. € Umsatzerlöse sowie Unter-
nehmen im öffentlichen Interesse (PIE) 

2027 2028 

  Pflicht für börsennotierte KMU 2028 2029 

Taxonomie Pflicht für Unternehmen mit  
> 1.000 Mitarbeitenden &  
> 450 Mio. € Umsatzerlös 

Veränderter delegierter Rechtsakt gültig 
ab 01/2026 

2021 2022 

ETS/EHS8 55 - 65 €/t9 bei Ausgabe der Zertifikate 
Darüber hinaus frei handelbar 2026  

 Entfall der Preisbindung - Zertifikate sind 
frei handel-/auktionierbar 

2027  

 
2  https://www.bauindustrie.de/media/veroeffentlichungen/artikel/prioritaeten-epbd 
3  https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Fachartikel/2025/fa_250623_physischen_Risiken.html  
4  Sustainable Finance Disclosure Regulation (SFDR) 
5  Mindestanforderungen Risikomanagement (MaRisk) 
6  Corporate Sustainability Reporting Directive (CSRD) 
7  European Sustainability Reporting Standard (ESRS) 
8  Emissions Trading System / Emissionshandelssystem (ETS / EHS) 
9  https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Artikel/Industrie/emissionshandel.html (letzter Zugriff: 

18.03.2026) 
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CBAM10 (CO2-
Grenzausgleich) 

Erwerb von Emissionszertifikaten für be-
stimmte Importe aus Drittländern (Stahl-, 
Zement-, Metallerzeugnisse, elektrische 
Energie, Wasserstoff etc.) ab einem ku-
mulierten Schwellenwert von 50 t/a 

2026 2026 

EUDR11  
(EntwaldungsVO) 

Verbot der Einfuhr/Bereitstellung von 
Holz/Holzerzeugnissen, wenn diese nicht 
entwaldungsfrei und mit Beleg entspre-
chender Sorgfaltspflichten angeboten 
werden 
> 25 Mio. € Bilanzsumme / > 50 Mio. € 
Umsatzerlös / > 250 Mitarbeitende  
(2 von 3 erfüllt) 

 30.12.2026 

 KMU 
< 25 Mio. € Bilanzsumme / < 50 Mio. € 
Umsatzerlös / < 250 Mitarbeitende  
(2 von 3 erfüllt) 

 30.06.2027 

 

Hinweis 

Um Ihnen die Erstellung des Lageberichts zu erleichtern und Sie zu unterstützen, stellen wir Ihnen die 

folgende Arbeitshilfe zur internationalen und nationalen Konjunkturlage sowie zur Branchenentwicklung 

des Bauhauptgewerbes zur Verfügung. 

Wir agieren dabei nach dem "Baukasten-Prinzip": Bitte bedienen Sie sich an den entsprechenden Passa-

gen für Ihren eigenen Lagebericht. Verwenden Sie die Ihren Vorstellungen entsprechenden Abschnitte, 

modifizieren Sie den Text nach Ihren Bedürfnissen und integrieren Sie ihn in Ihre eigene Berichterstattung. 

Dabei sollten Sie berücksichtigen, dass je nach verfügbarer Datenlage die Informationen unterschiedlich 

umfangreich sind. Die für die einzelnen Passagen verwendeten Quellen sind jeweils als Fußnote gekenn-

zeichnet. 

Darüber hinaus können Sie die Daten als Argumentationsgrundlage für Bankengespräche nutzen. Sie er-

leichtern einen Benchmarking-Vergleich: Akteure können unternehmensindividuelle Kennzahlen mit Bran-

chenwerten vergleichen. Dies ermöglicht die Einordnung der Unternehmenslage sowohl in einen gesamt-

wirtschaftlichen als auch in einen Branchen-Kontext. 

Um dieses Angebot in Zukunft optimieren zu können, geben Sie uns bitte eine Rückmeldung, ob Aufbau, 

Umfang und Inhalt Ihren Bedürfnissen entsprechen. Sind zusätzliche Informationen relevant, werden wei-

tere Grafiken benötigt oder stellen Sie sich andere Modifikationen vor?  

Wir freuen uns über Ihr Feedback. 

  

 
10  Carbon Border Adjustment Mechanism (CBAM) 
11  European Deforestation Regulation (EUDR) 
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Wirtschaftslage 2025 

Entwicklung der Gesamtwirtschaft 

Global 

Die Regeln der Weltwirtschaft befinden sich im Wandel. Die Einzelheiten der neu implementierten politi-

schen Maßnahmen werden allmählich deutlicher und die Aussichten für das Wachstum passen sich dem-

entsprechend an. Nach der Einführung höherer Zölle durch die USA im Februar 2025, wurden einige Ex-

treme durch nachfolgende Vereinbarungen und Neufestlegungen gemildert. Die Unsicherheit bezüglich der 

Stabilität und Entwicklung der Weltwirtschaft bleibt jedoch weiterhin erheblich.12 

Der Internationale Währungsfonds prognostiziert, dass das globale Wachstum voraussichtlich von 3,3 Pro-

zent im Jahr 2024 auf 3,2 Prozent im Jahr 2025 und weiter auf 3,1 Prozent im Jahr 2026 zurückgehen wird 

(Stand: Oktober 2025). Auch wenn der Zollschock geringer ausfällt als ursprünglich angekündigt, spiegelt 

die Verlangsamung die negativen Auswirkungen von Unsicherheit und Protektionismus wider.12  

Im dritten Quartal 2025 reduzierte sich das weltweite Wachstum auf annualisierter Basis auf 2,4 Prozent, 

was über den Erwartungen lag. Positive Überraschungen in einigen Ländern wurden jedoch durch negative 

Überraschungen in anderen ausgeglichen. In Frankreich wurde das Wachstum durch einen Anstieg der 

Exporte im Luft- und Raumfahrtsektor auf 2,2 Prozent gehoben, während rückläufige Exporte die deutsche 

Wirtschaft weiterhin belasteten, sodass das reale BIP vom zweiten zum dritten Quartal konstant blieb. In 

den USA beschleunigte sich das Wachstum auf 4,3 Prozent, angetrieben von einer Belebung der Techno-

logieinvestitionen und -ausgaben.13 

Für das Jahr 2025 wird erwartet, dass die weltweite Inflation auf 4,2 Prozent und im Jahr 2026 auf 3,7 

Prozent sinkt. Es werden jedoch erhebliche Unterschiede auftreten: In den Vereinigten Staaten wird die 

Inflation über dem Ziel liegen und es bestehen Aufwärtsrisiken, während in vielen anderen Teilen der Welt 

eine gedämpfte Inflation zu beobachten sein wird.12  

Die Handelsspannungen haben sich seit dem WEO14 vom Oktober 2025 weiter abgeschwächt, können 

jedoch weiterhin gelegentlich aufflammen. Obgleich die politische Unsicherheit im Vergleich zum Oktober 

abgenommen hat, bleibt sie doch deutlich über dem Niveau von Januar 2025. Vor dem Hintergrund der 

Stabilisierung von Handelsspannungen und günstiger finanzieller Rahmenbedingungen hat die Weltwirt-

schaft weiterhin eine bemerkenswerte Widerstandsfähigkeit gezeigt und sich an die sich verändernden 

Bedingungen angepasst.13  

Euroraum 

Nach ersten Schätzungen von Eurostat nahm die Wirtschaftsleistung im Jahr 2025 um 1,5 Prozent im 

Euroraum und um 1,6 Prozent in der EU zu. Allerdings ist zu beachten, dass diese Berechnungen auf 

unvollständigen Daten beruhen und bei Bedarf zu einem späteren Zeitpunkt revidiert werden. Im vierten 

Quartal 2025 ist das saisonbereinigte Bruttoinlandsprodukt im Vergleich zum Vorquartal im Euroraum um 

1,4 Prozent und in der EU um 1,6 Prozent gestiegen. Im Vergleich zum Vorjahresquartal nahm das saison-

bereinigte BIP im vierten Quartal 2025 im Euroraum um 1,3 Prozent und in der EU um 1,4 Prozent zu. In 

Deutschland ging die Wirtschaftsleistung im vierten Quartal 2025 um 0,3 Prozent im Vergleich zum Vor-

quartal zurück.15 

 
12  Vgl. IWF (2025): World Economic Outlook, Executive Summary, Global Economy in Flux, Prospects Remain Dim; 

October, [https://www.imf.org/en/publications/weo/issues/2025/10/14/world-economic-outlook-october-2025] (letz-
ter Zugriff: 16.12.2025). 

13  Vgl. IWF (2026): World Economic Outlook Update, Global Economy: Steady amid Divergent Forces, January 
2026, [https://www.imf.org/en/publications/weo/issues/2026/01/19/world-economic-outlook-update-january-2026] 
(letzter Zugriff: 20.01.2026). 

14  World Economic Outlook 
15  Vgl. Eurostat (2026): BIP sowohl im Euroraum als auch in der EU um 0,3 % gestiegen, 30.01.2026 
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Die jährliche Inflationsrate im Euroraum lag nach Berechnungen von Eurostat im Januar 2026 bei 1,7 Pro-

zent, nach einem Plus von 2,0 Prozent im Dezember 2025. Dies war insbesondere auf die hohen Preis-

steigerungen für Dienstleistungen (+ 1,45 Prozentpunkte), Lebensmittel, Alkohol und Tabak (+ 0,51 Pro-

zentpunkte) und nicht-energieintensive Industrieprodukte (+ 0,09 Prozentpunkte) zurückzuführen. Die 

Energiepreise verzeichneten im Vergleich zum Vorjahresmonat einen Rückgang (- 0,39 Prozentpunkte).16 

Die Erwerbslosenquote in der EU lag im November 2025 bei 6,0 Prozent. Damit waren rund 13,2 Millionen 

Menschen in der EU ohne Arbeit. Mit 6,8 Prozent hat Deutschland die geringste Jugenderwerbslosenquote 

der EU.17 

Deutschland 

Nach Berechnungen des Statistischen Bundesamtes stieg das Bruttoinlandsprodukt preisbereinigt im Jahr 

2025 um 0,2 Prozent an. Kalenderbereinigt betrug der Anstieg 0,3 Prozent. Somit hat die deutsche Wirt-

schaft nach zwei Jahren der Rezession wieder einen leichten Zuwachs verzeichnet. Der Anstieg ist insbe-

sondere auf die erhöhten Konsumausgaben der privaten Haushalte und des Staates zurückzuführen. Im 

Gegensatz dazu sanken die Exporte wieder. Die Exportwirtschaft war erheblichen Herausforderungen aus-

gesetzt, bedingt durch die höheren US-Zölle, die Aufwertung des Euros und die zunehmende Konkurrenz 

aus China. Außerdem blieb die Investitionsschwäche bestehen. Die Investitionen in Ausrüstungen und 

Bauten waren im Vergleich zum Vorjahr geringer.18 

Im Jahr 2023 und 2024 war die deutsche Volkswirtschaft, den aktuellen Daten zufolge, in einer Rezession. 

Im laufenden Jahr ist sie nun in eine Stagnation übergegangen. Die gegenwärtige Schwäche wird neben 

konjunkturellen Faktoren auch durch einen grundlegenden Strukturwandel und geopolitische Veränderun-

gen verursacht, die das deutsche Exportmodell bedrohen. Vor dem Hintergrund einer sich wandelnden 

Weltordnung und der Zweifel an der Zuverlässigkeit der US-amerikanischen Sicherheitsgarantien für die 

europäischen NATO-Staaten stehen etablierte wirtschaftliche und sicherheitspolitische Strukturen unter 

Anpassungsdruck. Die derzeitige Schwächephase in Deutschland hat allerdings nicht nur externe Ursa-

chen. Inländische Faktoren wie der kontinuierliche Rückgang der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen In-

dustrie und die fortschreitende demografische Alterung tragen ebenfalls zur ungünstigen aktuellen Situa-

tion bei.19 

Im Jahr 2025 sank die preisbereinigte gesamtwirtschaftliche Bruttowertschöpfung um 0,1 Prozent. Ein Blick 

auf die Wirtschaftsbereiche zeigt, dass sich die reale Bruttowertschöpfung im Verarbeitenden Gewerbe im 

Vergleich zum Vorjahr wieder verringerte (- 1,3 Prozent), jedoch nicht so stark wir in den beiden Vorjahren. 

Die reale Bruttowertschöpfung im Baugewerbe sank 2025 im Vergleich zum Vorjahr um 3,6 Prozent. Die 

Dienstleistungsbereiche entwickelten sich hingegen uneinheitlich, von - 0,8 Prozent bei den Unterneh-

mensdienstleistern bis zu + 1,4 Prozent bei dem Bereich der öffentlichen Dienstleister, Erziehung und Ge-

sundheit.18 

Im Vergleich zum Vorjahr gingen die Bruttoanlageinvestitionen um 0,5 Prozent zurück. Bei den privaten 

Konsumausgaben gab es einen preisbereinigten Anstieg um 1,4 Prozent. Die preisbereinigten Konsum-

ausgaben der privaten Haushalte stiegen am stärksten im Gesundheitsbereich (+ 3,8 Prozent) sowie im 

Bereich der Mobilität (+ 2,7 Prozent). Im Jahr 2025 stiegen die preisbereinigten Konsumausgaben des 

Staates mit 1,5 Prozent etwas stärker an als die privaten Konsumausgaben. Ursache für den Anstieg war 

vor allem, dass die Sozialversicherung höhere Ausgaben für Krankenhaus- und Arztbehandlungen, Medi-

kamente sowie Pflege hatte. Auch das vom Staat aufgebrachte Arbeitnehmerentgelt nahm weiter zu.18 

Für den Außenhandel war das Jahr 2025 sehr turbulent, weshalb die Ausfuhren von Waren und Dienstleis-

tungen sich um real 0,3 Prozent verringerten. Als Gründe sind unter anderem niedrigere Exporte von Kraft-

wagen und Kraftwagenteilen, Maschinen und chemischen Erzeugnissen zu nennen. Die preisbereinigten 

 
16  Vgl. Eurostat (2026): Jährliche Inflationsrate im Euroraum auf 1,7 % gesunken, 25.02.2026 
17  Vgl. Statistisches Bundesamt (2026): EU-weite Erwerbslosenquote liegt im November 2025 bei 6,0 %. 
18  Vgl. Statistisches Bundesamt (2026): Bruttoinlandsprodukt im Jahr 2025 um 0,2 % gewachsen, Pressemitteilung 

Nr. 017, 15.01.2026 
19  Vgl. SVR (2025): Jahresgutachten 2025/26: Perspektiven für Morgen schaffen – Chancen nicht verspielen, 

12.11.2025, [https://www.sachverstaendigenrat-wirtschaft.de/jahresgutachten-2025.html] (letzter Zugriff: 
28.01.2026) 
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Importe erhöhten sich im Vergleich zum Vorjahr hingegen kräftig um 3,6 Prozent, was hauptsächlich auf 

einen Anstieg der Warenimporte zurückzuführen ist.20 

Im Jahr 2025 erbrachten durchschnittlich 46,0 Millionen Erwerbstätige mit Arbeitsort in Deutschland die 

Wirtschaftsleistung. Dies entspricht nahezu dem Wert aus dem Vorjahr. Somit kam die seit Anfang 2024 

nachlassende Dynamik beim Anstieg der Erwerbstätigenzahl im Jahr 2025 zum Erliegen. Im Jahr 2025 war 

der Aufbau von Beschäftigung wie im Vorjahr ausschließlich in den Dienstleistungsbereichen zu verzeich-

nen, insbesondere bei öffentlichen Dienstleistern, im Bildungswesen und im Gesundheitswesen. Im Bau-

gewerbe und im verarbeitenden Gewerbe hingegen ging die Zahl der Erwerbstätigen erneut zurück.20  

Im Jahr 2025 sind die Verbraucherpreise in Deutschland im Vergleich zu 2024 im Durchschnitt um 2,2 

Prozent gestiegen. Die Inflationsrate hat sich somit stabilisiert. Im Jahresdurchschnitt betrug der Wert 2024 

+ 2,2 Prozent, 2023 + 5,9 Prozent und 2022 + 6,9 Prozent. Im Vergleich zum Vorjahr 2024 stiegen die 

Preise für Dienstleistungen im Jahr 2025 überdurchschnittlich um 3,5 Prozent. In den Jahren 2023 und 

2024 kam es bereits zu einem merklichen Anstieg der Kosten für Dienstleistungen (+ 3,8 Prozent bzw. 

+ 4,4 Prozent). Die Preise für Waren stiegen im Jahresdurchschnitt 2025 im Vergleich zu 2024 um 1,0 

Prozent, was deutlich unter dem Anstieg der Dienstleistungen lag. Die Preise für Energieprodukte im Jahr 

2025 sanken im Vergleich zum Vorjahr um 2,4 Prozent.21 

Im Jahr 2025 lag das Finanzierungsdefizit nach vorläufigen Berechnungen bei rund 107 Milliarden Euro 

was in etwa 8 Milliarden Euro weniger als im Jahr 2024 waren. Das liegt daran, dass die Ausgaben mit 

+ 5,1 Prozent weniger stark zunahmen als die Einnahmen mit + 5,8 Prozent. Im Jahr 2025 ergibt sich für 

Deutschland eine im Vergleich zum Vorjahresniveau niedrigere Defizitquote (in Relation zum Bruttoinlands-

produkt) von 2,4 Prozent (Vorjahr 2,7 Prozent).20 Im Jahr 2025 sollen nach Steuerschätzungen (Schätzung 

im Oktober 2025) die Steuereinnahmen für Bund, Länder und Kommunen 990,7 Mrd. Euro betragen.22 

  

 
20  Vgl. Statistisches Bundesamt (2026): Bruttoinlandsprodukt im Jahr 2025 um 0,2 % gewachsen, Pressemitteilung 

Nr. 017, 15.01.2026 
21  Vgl. Statistisches Bundesamt (2026): Inflationsrate im Jahr 2025 bei + 2,2 %. Pressemitteilung Nr. 019, 

16.01.2026 
22  Vgl. Bundesministerium der Finanzen (2025): Ergebnisse der 169. Steuerschätzung, 23.10.2025, 

[https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Pressemitteilungen/Finanzpolitik/2025/10/2025-10-23-er-
gebnisse-der-169-steuerschaetzung.html] (letzter Zugriff: 16.12.2025). 
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Entwicklung der Baubranche 

Europa 

Das Bauvolumen der 19 EUROCONSTRUCT-Länder ist im Jahr 2025 um lediglich 0,3 Prozent gewachsen. 

Es wird erwartet, dass der Umfang der Bauleistungen im EUROCONSTRUCT-Gebiet im Jahr 2025 schät-

zungsweise 2,28 Billionen Euro (basierend auf Preisen von 2024) betragen hat. Im vergangenen Jahr 

wurde die Abwärtsbewegung mit einem leichten Anstieg von 0,3 Prozent gestoppt, nachdem es zwei auf-

einanderfolgende Rückgänge gegeben hatte.23  

Die nationale Bautätigkeit wird zum einen von länderspezifischen Faktoren beeinflusst, wie etwa durch eine 

neu ausgerichtete Wirtschafts-, Energie- oder Wohnungspolitik, die sich im Zuge von Regierungswechseln 

deutlich ändern kann. Zum anderen wird sie von allgemeinen Entwicklungen bestimmt, denen die einzelnen 

Länder oft nur schwer entkommen können. Die Rahmenbedingungen (Inflation, Baupreise, Wohnungsbau-

zinsen etc.) haben sich in der letzten Zeit deutlich verbessert und es ist zu erwarten, dass sie sich in den 

kommenden Monaten weiter moderat entspannen werden. Der wirtschaftliche Ausblick für die meisten 

Länder bleibt jedoch vorerst gedämpft, und die Auswirkungen der US-amerikanischen Handelspolitik sind 

schwer bis kaum vorherzusagen.24 

Das 2024 wieder einsetzende und inzwischen an Fahrt gewinnende Wirtschaftswachstum stellt eine be-

deutende Stütze für den Bausektor dar, da es über zahlreiche Kanäle sowohl den privaten Haushalten, den 

Unternehmen als auch dem Staatssektor zugutekommt und deren Kauf- bzw. Neigung zu Investitionen 

wächst. Die Turbulenzen der vergangenen Jahre werfen jedoch Zweifel auf, dass alles tatsächlich so "glatt" 

verlaufen wird und nicht plötzlich irgendwo die nächste Krise ausbricht. Die Zollstreitigkeiten mit den USA 

scheinen vorerst beendet zu sein, können jedoch jederzeit wieder aufflammen, wie die Auseinanderset-

zungen um Grönland gezeigt haben. Auf der Liste stehen neben den verschiedenen kriegerischen Ausei-

nandersetzungen auch die Versorgung mit essenziellen Rohstoffen, potenzielle Übertreibungen an den 

Börsen infolge des KI-Booms sowie die zunehmende Staatsverschuldung.23 

Deutschland 

Der baugewerbliche Umsatz im Bauhauptgewerbe für Betriebe mit 20 und mehr Beschäftigten nahm im 

Gesamtjahr 2025 nominal um 4,9 Prozent zu. Real entspricht dies einem Umsatzplus von 2,5 Prozent. Der 

nominale Auftragseingang stieg für Januar bis Dezember um 9,3 Prozent im Vergleich zum Vorjahr, real 

war dies ein Plus von 6,8 Prozent. Die Preise für Leistungen des Bauhauptgewerbes haben sich im Jah-

resdurchschnitt 2025 um 2,4 Prozent erhöht.25  

Die reale Bruttowertschöpfung im Baugewerbe verringerte sich 2025 im Vergleich zum Vorjahr um 3,6 

Prozent. Des Weiteren nahm die Anzahl der Insolvenzen zu. Vor allem der Hochbau und das Ausbauge-

werbe wurden durch die weiterhin hohen Baupreise deutlich gebremst. Im Tiefbau war die Situation besser: 

Durch Neubauten und Instandhaltungen von Straßen, Bahnstrecken oder Energienetzen wurde das Niveau 

des Vorjahres leicht übertroffen.26 

Die Reichweite der saisonbereinigten Auftragsbestände lag sowohl im Januar 2025 als auch im Dezember 

2025 jeweils bei 3,9 Monaten. Laut ifo-Konjunkturumfrage meldeten 41,3 Prozent der befragten Firmen im 

Dezember 2025 eine Behinderung ihrer Bautätigkeit durch Auftragsmangel. Zudem meldeten 9,5 Prozent 

eine Produktionsbehinderung durch Stornierungen.25 

Mit Blick auf die einzelnen Bausparten zeigt sich eine überwiegend positive reale Entwicklung. Während 

der baugewerbliche Umsatz im Wohnungsbau (für Betriebe mit 20 und mehr Beschäftigten) von Januar bis 

 
23  Vgl. Dorffmeister, L. (2026): Europäische Bauwirtschaft schaltet 2026 zwei Gänge höher: Ausgewählte Ergeb-

nisse der EUROCONSTRUCT-Winterkonferenz 2025, ifo Schnelldienst, 2/2026, 13.02.2026 
24  Vgl. Dorffmeister, L. (2025): Europäischer Bau wächst 2025 nur schwach. Ausgewählte Ergebnisse der EURO-

CONSTRUCT-Sommerkonferenz 2025, in: ifo-Schnelldienst, 07/2025, 17.07.2025. 
25  Vgl. Datenbank ELVIRA des HDB, Statistisches Bundesamt. 
26  Vgl. Statistisches Bundesamt (2026): Bruttoinlandsprodukt im Jahr 2025 um 0,2 % gewachsen, Pressemitteilung 

Nr. 017, 15.01.2026 
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Dezember 2025 um 3,3 Prozent rückläufig war, sind die preisbereinigten Auftragseingänge im Wohnungs-

bau um 10,0 Prozent gestiegen. Im Hochbau ohne Wohnungsbau ist der reale Umsatz um 1,0 Prozent und 

die preisbereinigten Auftragseingänge um 5,7 Prozent angestiegen. Während sich der reale Umsatz im 

Tiefbau ohne Straßenbau deutlich positiv entwickelte (+ 9,3 Prozent), verzeichnete der Straßenbau einen 

Rückgang um 3,0 Prozent.27 

 

 

 

  

 
27  Vgl. Datenbank ELVIRA des HDB, Statistisches Bundesamt. 
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Wohnungsbau 

Die allgemeinen, ökonomischen Rahmenbedingungen in Deutschland haben sich inzwischen verbessert. 

Auch der "Bau-Turbo", erhöhte Bundesmittel für den sozialen Wohnungsbau sowie verschiedene lokale 

oder regionale Initiativen zur Beschleunigung von Planung und Genehmigung oder zur Reduzierung von 

Baukosten deuten auf eine Verbesserung der Investitionsanreize hin. Hinzu kommen das sich beschleuni-

gende Mietwachstum, welches die Finanzspielräume der Bestandshalter vergrößert, die erneut ansteigen-

den Preise für Wohnimmobilien sowie die temporäre Förderung nach dem EH55-Standard.28 

Die Zahl der genehmigten Wohnungen im Neubau nahm von Januar bis Dezember 2025 im Vergleich zum 

Vorjahreszeitraum um 12,8 Prozent zu. Bei Zweifamilienhäusern wurde ein Rückgang um 1,1 Prozent aus-

gewiesen, während die Neubaugenehmigungen von Mehrfamilienhäusern um 12,1 Prozent und die von 

Einfamilienhäusern sogar um 17,2 Prozent angestiegen sind.29 

Der nominale Auftragseingang im Wohnungsbau stieg im gleichen Zeitraum um 12,6 Prozent an, während 

der nominale baugewerbliche Umsatz um 1,0 Prozent rückläufig war. Real bedeutet dies ein Auftragsein-

gangsplus von 10,0 Prozent und einen preisbereinigten Umsatzrückgang von 3,3 Prozent. Der Auftragsbe-

stand lag im vierten Quartal 2025 mit rund 11,6 Mrd. Euro um 16,8 Prozent über dem Vorjahreswert.29  

Der Preisindex für den Neubau von Wohngebäuden (inkl. MwSt.) ist im Jahresverlauf 2025 von 3,2 Prozent 

im Februar zu ebenfalls 3,2 Prozent im November weder gestiegen noch gesunken. Während der Preisin-

dex für den Rohbau, der vom Bauhauptgewerbe erbracht wird, im November 2025 bei + 2,5 Prozent im 

Vergleich zum Vorjahr lag, stieg der Index für Ausbauarbeiten um 3,8 Prozent.29  

Die Entwicklung der Zinsen auf dem Kapitalmarkt ist ein Grund dafür, dass der Wohnungsmarkt noch nicht 

nachhaltig wieder in Schwung gekommen ist. Berechnungen der Bundesbank zufolge stieg der Zinssatz 

für Hypothekarkredite (Durchschnitt aller Laufzeiten) im Neugeschäft von 1,3 Prozent im Januar 2022 auf 

4,1 Prozent im November 2023. In der Folge ist das Neugeschäftsvolumen der Wohnungsbaukredite für 

private Haushalte stark eingebrochen. Auch wenn der Zins bis Oktober 2025 auf 3,7 Prozent gesunken ist, 

wurde das Neugeschäftsvolumen der Wohnungsbaukredite nur moderat gestützt.30 

Wirtschaftsbau 

Während der nominale Auftragseingang von Januar bis Dezember 2025 um 12,2 Prozent im Vergleich zu 

Januar bis Dezember 2024 im Wirtschaftsbau zunahm (auf rund 52,7 Mrd. Euro), stieg der nominale Um-

satz um 7,8 Prozent. Im vierten Quartal 2025 lag der Auftragsbestand mit 44,0 Mrd. Euro um 15,3 Prozent 

über dem Wert des Vorjahres. Der Wirtschaftstiefbau konnte von Januar bis Dezember 2025 im Vergleich 

zum Vorjahreszeitraum ein nominales Umsatzplus in Höhe von 13,6 Prozent und ein nominales Auftrags-

plus in Höhe von 15,0 Prozent realisieren.29 

Die Deutsche Bahn AG ist mit Abstand der größte Investor im Bereich des Wirtschaftstiefbaus. Im Verkehrs-

etat des Bundes werden für das Jahr 2026 gut 21,9 Mrd. Euro für Investitionen in den Neubau und die 

Instandhaltung des Schienennetzes bereitgestellt. Was die Mittel für die Bundesschienenwege betrifft, so 

wird im Vergleich zu den Investitionen in die Bundesfernstraßen eine deutlich stärkere Erhöhung der finan-

ziellen Mittel sichtbar. Auch Investitionen der Ver- und Entsorger könnten für den Anstieg des Auftragsein-

gangs im Wirtschaftstiefbau verantwortlich sein.30 

Die Neubaugenehmigungen von Nichtwohngebäuden (veranschlagte Baukosten) sind von Januar bis De-

zember 2025 im Vergleich zum Vorjahreszeitraum um nominal 7,3 Prozent gestiegen. Dabei sind die Bau-

genehmigungen für Nichtöffentliche Bauherren um 2,3 Prozent angestiegen, während die Baugenehmi-

gungen für Öffentliche Bauherren sogar um 18,0 Prozent zunahmen.29 

Über die unterschiedlichen Sektoren hinweg zeigte sich ein fast homogenes Bild: Die Neubaugenehmigun-

gen (Rauminhalt) von Handels- und Lagergebäuden sanken um 13,2 Prozent, die Baugenehmigungen von 

 
28  Vgl. Dorffmeister, L. (2026): Europäische Bauwirtschaft schaltet 2026 zwei Gänge höher: Ausgewählte Ergeb-

nisse der EUROCONSTRUCT-Winterkonferenz 2025, ifo Schnelldienst, 2/2026, 13.02.2026 
29  Vgl. Datenbank ELVIRA des HDB, Statistisches Bundesamt. 
30  Vgl. HDB (2026): Baukonjunkturelle Lage, 29.01.2026 
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Fabrik- und Werkstattgebäuden um 13,0 Prozent und die Baugenehmigungen von Büro- und Verwaltungs-

gebäuden um 4,1 Prozent. Im Gegensatz dazu stiegen die Neubaugenehmigungen (Rauminhalt) von sons-

tigen gewerblichen Betriebsgebäuden (hierzu zählen unter anderem Hotels und Gaststätten) um 21,0 Pro-

zent an.31  

Öffentlicher Bau 

Von Januar bis Dezember 2025 ist der nominale Umsatz im Öffentlichen Bau um 4,9 Prozent gestiegen 

und der nominale Auftragseingang nahm im Vergleich zum Vorjahreszeitraum um 4,0 Prozent zu. Im vier-

ten Quartal 2025 lag der Auftragsbestand mit 32,7 Mrd. Euro um 7,9 Prozent über dem Vorjahreswert.31 

Die nominalen Baugenehmigungen im Öffentlichen Hochbau sind im Zeitraum von Januar bis November 

2025 um 22,1 Prozent gestiegen (real: + 19,5 %).32 

Der Bund konzentriert seine Bautätigkeit auf den Tiefbau. Er stellt für Investitionen in die Bundesfernstra-

ßen etwa 10 Milliarden Euro im Jahr 2025 und etwa 11 Milliarden Euro im Jahr 2026 zur Verfügung. Um 

sicherzustellen, dass alle baureifen und planfestgestellten Projekte realisiert werden können, wurden die 

Straßenbaumittel bis 2029 um 3 Mrd. Euro erhöht. Im Jahr 2025 stehen für die Bundeswasserstraßen 

Investitionen von 1,6 Milliarden Euro zur Verfügung, während die Mittel im Jahr 2026 auf 1,47 Milliarden 

Euro gekürzt werden.32  

Straßenbau 

Während der Straßenbau für den Zeitraum von Januar bis Dezember 2025 nominal ein Auftragsminus von 

1,5 Prozent und ein nominales Umsatzplus von 0,8 Prozent verzeichnete, lag der preisbereinigte Auftrags-

eingang um 5,3 Prozent unter dem Niveau des Vorjahreszeitraums und der preisbereinigte Umsatz um 3,0 

Prozent unter dem Niveau des Vorjahreszeitraums.31  

Beschäftigung 

Von Januar bis Dezember 2025 waren im Bauhauptgewerbe (Betriebe mit 20 und mehr Beschäftigten) 1,1 

Prozent mehr Mitarbeiter beschäftigt als von Januar bis Dezember 2024.31 2025 haben sich somit die per-

sonellen Kapazitäten am deutschen Arbeitsmarkt leicht entspannt.32 

Im Jahr 2025 ist die Zahl der Arbeitslosen mit bauhauptgewerblichen Berufen (Baufacharbeiter + Experten 

+ Helfer) um 3,9 Prozent auf 41.156 gesunken, nach einem Anstieg 2023 und 2024 von 7,6 Prozent bzw. 

5,4 Prozent.31 Somit haben Bauunternehmen, die ihren Personalbestand aufgestockt haben, ihren zusätz-

lichen Bedarf aus der stillen Reserve gedeckt.32  

Die Soka-Bau meldete für Ende 2025 einen Anstieg der Zahl der Ausbildungsverhältnisse im 1. Lehrjahr 

im Vergleich zum Vorjahr um 13,3 Prozent.31  

  

 
31  Vgl. Datenbank ELVIRA des HDB, Statistisches Bundesamt. 
32  Vgl. HDB (2026): Baukonjunkturelle Lage, 29.01.2026 
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Erzeugerpreise33 

Die Preise für Baumaterialien zeigen seit 2023 zwar eine Entspannung. Im Dezember 2025 war das Preis-

niveau für die meisten Baumaterialien jedoch immer noch deutlich höher als zu Beginn des Jahres 2021, 

als die starken Preissteigerungen einsetzten. Im Laufe des Jahres stiegen die Preise für Bauholz, Kupfer, 

NE-Metalle und Glas erneut an, während sich viele andere Preise (wie Zement, Transportbeton und Kunst-

stoff) auf einem hohen Niveau stabilisierten.34  

Die Baupreise stiegen im Jahresdurchschnitt 2025 aufgrund der Preisberuhigung bei bestimmten Bauma-

terialien um 2,8 %, was einem ähnlich niedrigen Niveau wie im Vorjahr entspricht (+ 2,1 Prozent). Im Jah-

resdurchschnitt 2025 lag der Erzeugerpreis für Bitumen um 62 Prozent über dem Niveau von 2020. Auch 

der Preis für Zement war im Jahresdurchschnitt 2025 um 60 Prozent höher im Vergleich zum Niveau von 

2020. Betonstahlpreise liegen derzeit um 31 Prozent über dem Niveau von 2020. Der Preis für Dieselkraft-

stoff liegt um 43 Prozent über dem Niveau von 2020. Dies stellt eine Belastung für das Baugewerbe dar, 

da Diesel 41 Prozent des Energieverbrauchs ausmacht.35 

 

Bayern 

Im Zeitraum von Januar bis Dezember 2025 haben die bayerischen Bauunternehmen (Betriebe mit 20 und 

mehr Beschäftigten) im Vergleich zum Jahr 2024 ein nominales Umsatzplus von 5,7 Prozent erwirtschaftet. 

Der nominale Auftragseingang lag 6,9 Prozent über dem Vorjahresniveau. Aufgrund der Preissteigerungen 

entspricht dies einem realen Umsatzplus von 3,2 Prozent und einem realen Auftragsplus in Höhe von 4,5 

Prozent.36  

Der Preisindex für den Neubau von Wohngebäuden stieg im November 2025 im Vergleich zu November 

2024 um 2,6 Prozent. Im Bereich der Rohbauarbeiten erhöhten sich die Preise im Vorjahresvergleich um 

1,8 Prozent, während die Ausbauarbeiten ein Plus von 3,2 Prozent verzeichneten.37 

Der Blick auf die Sparten zeigt, dass das reale Umsatzplus insbesondere auf den Tiefbau ohne Straßenbau 

zurückzuführen ist. Dieser verzeichnete im Jahr 2025 im Vergleich zu 2024 ein Plus von 17,8 Prozent. Die 

anderen Sparten hingegen wiesen einen realen Umsatzrückgang auf, wobei der Hochbau ohne Wohnungs-

bau um 4,2 Prozent, der Straßenbau um 3,2 Prozent und der Wohnungsbau um 2,7 Prozent zurückging.36  

Die Zahl der Beschäftigten (in Betrieben mit 20 und mehr Beschäftigten) lag von Januar bis Dezember 

2025 durchschnittlich bei 106.916, was einem Rückgang im Vergleich zum Vorjahreszeitraum um 0,4 Pro-

zent entspricht.36 

 

  

 
33  Das Statistische Bundesamt ermittelt die Preisentwicklung in Deutschland mithilfe der Erzeugerpreisindizes ge-

werblicher Produkte. Die Erzeugerpreise werden monatlich - am 15. des Berichtsmonats - erhoben. Sie repräsen-
tieren nicht den Durchschnittswert eines Monats. Die Ergebnisse werden am 20. des Folgemonats veröffentlicht. 
Die Besonderheit des Erzeugerpreisindex besteht darin, dass in den Index neben Preisen aus Neuverträgen auch 
Preise aus langlaufenden Verträgen einfließen. Außerdem bildet der Index nur Preise der in Deutschland erzeug-
ten und im Inland verkauften Produkte ab. Im- und Exporte werden somit nicht berücksichtigt. Die Indizes werden 
ohne Mehrwertsteuer ausgewiesen. Die befristete Senkung des Mehrwertsteuersatzes im zweiten Halbjahr 2020 
macht sich daher nicht bemerkbar. 

34  Vgl. HDB (2026): Baukonjunkturelle Lage, 29.01.2026 
35  Vgl. HDB (2026): Brancheninfo Bau: Preisentwicklung im Bau(haupt-)gewerbe, 26.02.2026 
36  Vgl. Datenbank ELVIRA des HDB, Bayerisches Landesamt für Statistik. 
37  Vgl. Bayerisches Landesamt für Statistik (2025): Baupreise für den Neubau von Wohngebäuden im Freistaat stei-

gen im Vergleich zum Vorjahr um 2,6 Prozent, Pressemitteilung, 19.12.2025, [https://www.statistik.bay-
ern.de/presse/mitteilungen/2025/pm366/index.html] (letzter Zugriff: 13.02.2026). 
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Bauhauptgewerbe Bayern
(Betriebe mit 20 und mehr Beschäftigten)

Beschäftigte (Anzahl)

2025 in % 2025/2024 2024 in % 2024/2023

Jan.-Dez. Jan.-Dez. Jan.-Dez. Jan.-Dez.

Beschäftigte 106.916 -0,4 107.392 -0,4

Beschäftigte (Soka-Bau)
1)

157.148 0,3 156.703 -2,8

Q4 2025 in % Q4 25/24 Q4 2024 in % Q4 24/23

Auszubildende insg. 
2) 7.452 1,5 7.342 -6,8

Auszubildende 1. LJ 
2) 2.121 8,6 1.953 -10,4

Baugewerblicher Umsatz (in 1.000 EUR)

2025 in % 2025/2024 2024 in % 2024/2023

Jan.-Dez. Jan.-Dez. Jan.-Dez. Jan.-Dez.

Wohnungsbau 5.406.535 -0,4 5.429.400 -8,9

Wirtschaftsbau 10.409.591 12,9 9.220.528 7,8

  Wirtschaftshochbau 5.082.091 -0,1 5.088.560 2,5

  Wirtschaftstiefbau 5.327.505 28,9 4.131.970 15,2

Öffentlicher Bau 7.531.037 1,4 7.428.891 4,8

  Öffentlicher Hochbau 1.750.698 -6,3 1.867.685 -1,1

  Straßenbau 2.771.765 0,5 2.756.679 0,9

  Sonstiger Tiefbau 3.008.572 7,3 2.804.526 13,5

Insgesamt 23.347.165 5,7 22.078.819 2,2

Auftragseingang (in 1.000 EUR)

2025 in % 2025/2024 2024 in % 2024/2023

Jan.-Dez. Jan.-Dez. Jan.-Dez. Jan.-Dez.

Wohnungsbau 5.020.501 5,2 4.773.250 2,4

Wirtschaftsbau 10.102.278 11,1 9.090.739 16,1

  Wirtschaftshochbau 4.330.271 -5,9 4.602.536 6,4

  Wirtschaftstiefbau 5.772.007 28,6 4.488.202 28,1

Öffentlicher Bau 7.303.404 2,7 7.111.610 -1,9

  Öffentlicher Hochbau 1.687.111 5,0 1.606.662 -1,7

  Straßenbau 2.602.362 -7,0 2.797.556 3,1

  Sonstiger Tiefbau 3.013.929 11,3 2.707.391 -6,3

Insgesamt 22.426.180 6,9 20.975.597 6,2

1)
 Soka-Bau, alle am Sozialkassenverfahren im Baugewerbe teilnehmende Unternehmen

1)
 gewerbliche Arbeitnehmer, Angestellte und Auszubildende

2)
 nach Angaben der Soka-Bau, Stand: 4.Quartal 2025

Bauart

Bauart

Quelle: Datenbank ELVIRA des HDB, Bayerisches Landesamt für Statistik
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Bremen 

In Bremen haben die Bauunternehmen (Betriebe mit 20 und mehr Beschäftigten) im Zeitraum von Januar 

bis Dezember 2025 im Vergleich zum Vorjahreszeitraum ein Umsatzminus von 6,2 Prozent erwirtschaftet. 

Der nominale Auftragseingang im Bauhauptgewerbe lag mit 18,9 Prozent deutlich unter dem Vorjahresni-

veau. Vor dem Hintergrund der Preisentwicklung entspricht dies einem realen Umsatzrückgang in Höhe 

von 8,9 Prozent sowie einem realen Auftragsrückgang von 20,6 Prozent.38 

Der Blick auf die Sparten des Bauhauptgewerbes in Bremen zeigt, dass die Umsatzentwicklung in fast allen 

Sparten negativ war. Der Wohnungsbau verzeichnete den stärksten realen Rückgang (- 25,4 Prozent), 

während der reale Umsatz im Hochbau ohne Wohnungsbau sowie im Tiefbau ohne Straßenbau um 2,4 

Prozent bzw. 16,6 Prozent zurückging. Der Straßenbau hingegen verzeichnete als einzige Sparte einen 

Anstieg des realen Umsatzes (+ 11,7 Prozent).38  

Die Zahl der Beschäftigten (in Betrieben mit 20 und mehr Beschäftigten) lag von Januar bis Dezember 

2025 durchschnittlich bei 2.983, was einem Plus von 0,8 Prozent im Vergleich zu 2024 entspricht.38 

 

  

 
38  Vgl. Datenbank ELVIRA des HDB, Statistisches Landesamt Bremen. 
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Bauhauptgewerbe Bremen
(Betriebe mit 20 und mehr Beschäftigten)

Beschäftigte (Anzahl)

2025 in % 2025/2024 2024 in % 2024/2023

Jan.-Dez. Jan.-Dez. Jan.-Dez. Jan.-Dez.

Beschäftigte 2.983 0,8 2.961 0,8

Beschäftigte (Soka-Bau)
1)

5.496 1,8 5.397 -5,4

Q4 2025 in % Q4 25/24 Q4 2024 in % Q4 24/23

Auszubildende insg. 
2) 259 8,8 238 -15,9

Auszubildende 1. LJ 
2) 113 27,0 89 -5,3

Baugewerblicher Umsatz (in 1.000 EUR)

2025 in % 2025/2024 2024 in % 2024/2023

Jan.-Dez. Jan.-Dez. Jan.-Dez. Jan.-Dez.

Wohnungsbau 110.352 -23,7 144.588 2,4

Wirtschaftsbau 232.838 -1,7 236.747 10,0

  Wirtschaftshochbau 181.044 3,0 175.790 14,1

  Wirtschaftstiefbau 51.796 -15,0 60.958 -0,4

Öffentlicher Bau 393.009 -2,6 403.588 1,8

  Öffentlicher Hochbau 84.553 -5,5 89.456 31,9

  Straßenbau 154.464 16,0 133.146 -12,1

  Sonstiger Tiefbau 153.993 -14,9 180.986 2,2

Insgesamt 736.198 -6,2 784.921 4,3

Auftragseingang (in 1.000 EUR)

2025 in % 2025/2024 2024 in % 2024/2023

Jan.-Dez. Jan.-Dez. Jan.-Dez. Jan.-Dez.

Wohnungsbau 97.720 -35,4 151.256 23,6

Wirtschaftsbau 262.937 68,5 156.021 -26,7

  Wirtschaftshochbau 192.031 95,7 98.142 -37,3

  Wirtschaftstiefbau 70.905 22,5 57.879 3,0

Öffentlicher Bau 299.241 -40,9 506.752 6,3

  Öffentlicher Hochbau 53.214 -13,2 61.319 -59,3

  Straßenbau 154.265 -34,2 234.477 25,7

  Sonstiger Tiefbau 91.763 -56,5 210.955 51,1

Insgesamt 659.897 -18,9 814.029 0,2

1)
 Soka-Bau, alle am Sozialkassenverfahren im Baugewerbe teilnehmende Unternehmen

1)
 gewerbliche Arbeitnehmer, Angestellte und Auszubildende

2)
 nach Angaben der Soka-Bau, Stand: 4.Quartal 2025

Bauart

Bauart

Quelle: Datenbank ELVIRA des HDB, Statistisches Landesamt Bremen
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Hessen 

In Hessen haben die Bauunternehmen (Betriebe mit 20 und mehr Beschäftigten) im Zeitraum von Januar 

bis Dezember 2025 im Vergleich zum Jahr 2024 ein nominales Umsatzwachstum von 1,2 Prozent vermel-

det. Der nominale Auftragseingang im Bauhauptgewerbe lag mit 6,8 Prozent über dem 2024er Niveau. 

Aufgrund der Preisentwicklung entspricht dies einem preisbereinigten Umsatzrückgang von 1,4 Prozent 

sowie einem realen Auftragswachstum von 4,4 Prozent.39  

Der Blick auf die Sparten des Bauhauptgewerbes in Hessen zeigt, dass der reale Umsatzrückgang insbe-

sondere auf den Wohnungsbau sowie den Tiefbau ohne Straßenbau zurückzuführen ist (- 7,9 bzw. - 1,5 

Prozent). Der Hochbau ohne Wohnungsbau verzeichnete ein leichtes Umsatzplus von 1,4 Prozent, wäh-

rend der Straßenbau ein Umsatzplus von 2,1 Prozent verzeichnete.39  

Der Preisindex für den Neubau von Wohngebäuden ist in Hessen im Jahr 2025 um 3,9 Prozent gestiegen. 

Die Preise für gewerbliche Betriebsgebäude sind ebenfalls um 3,9 Prozent gestiegen, während die Preise 

für Bürogebäude sogar um 4,1 Prozent gestiegen sind. Damit hat sich laut Angaben des Hessischen Sta-

tistischen Landesamtes der Preisanstieg zwar wieder verstärkt, der Anstieg fiel im Vergleich zu den Jahren 

2022 und 2023 allerdings geringer aus. Nahezu alle Bauleistungen für Wohngebäude waren teurer als im 

Vorjahr. Nur Gerüstarbeiten waren günstiger. Die Rohbauarbeiten für den Bau von Wohngebäuden verteu-

erten sich um 3,4 Prozent gegenüber 2024 und die Ausbauarbeiten um 4,4 Prozent.40 

Die Zahl der Beschäftigten (in Betrieben mit 20 und mehr Beschäftigten) lag im Zeitraum von Januar bis 

Dezember 2025 durchschnittlich bei 32.992, was einem Anstieg um 0,2 Prozent entspricht.39  

 

  

 
39  Vgl. Datenbank ELVIRA des HDB, Hessisches Statistisches Landesamt. 
40  Vgl. Hessisches Statistisches Landesamt (2026): Baupreise für Wohngebäude 2025 um 3,9 Prozent gestiegen, 

Pressemitteilung, 09.01.2026, [https://statistik.hessen.de/presse/baupreise-fuer-wohngebaeude-2025] (letzter Zu-
griff: 13.02.2026). 

                                                                 

                                                                  

                             

- 6   

4  5 

- 6 6 
-40 5 

-20 6 
-25 4 

-2 4 

     

- 6 6 

-    

-60 

-40 

-20 

0 

20 

40 

60 

 ohnungsbau  ochbau ohne  ohnungsbau Stra enbau  iefbau ohne Stra enbau  nsgesamt

 uftragseingang Baugewerblicher Umsatz

 uelle  Statistisches Bundesamt  Datenbank  L     des  au tverbandes der Deutschen Bauindustrie e. .

                      



Arbeitshilfe Lagebericht 2025 

20 

 

  

Bauhauptgewerbe Hessen
(Betriebe mit 20 und mehr Beschäftigten)

Beschäftigte (Anzahl)

2025 in % 2025/2024 2024 in % 2024/2023

Jan.-Dez. Jan.-Dez. Jan.-Dez. Jan.-Dez.

Beschäftigte 32.992 0,2 32.926 -2,5

Beschäftigte (Soka-Bau)
1)

58.864 -0,8 59.324 -2,1

Q4 2025 in % Q4 25/24 Q4 2024 in % Q4 24/23

Auszubildende insg. 
2) 2.275 5,8 2.151 -6,5

Auszubildende 1. LJ 
2) 924 26,4 731 -9,3

Baugewerblicher Umsatz (in 1.000 EUR)

2025 in % 2025/2024 2024 in % 2024/2023

Jan.-Dez. Jan.-Dez. Jan.-Dez. Jan.-Dez.

Wohnungsbau 1.177.005 -5,8 1.249.032 -8,5

Wirtschaftsbau 2.584.000 -0,2 2.588.912 -0,6

  Wirtschaftshochbau 1.442.259 4,5 1.379.912 -8,3

  Wirtschaftstiefbau 1.141.743 -5,6 1.208.998 9,9

Öffentlicher Bau 2.414.570 6,7 2.263.566 7,1

  Öffentlicher Hochbau 311.067 1,0 308.031 11,9

  Straßenbau 1.282.848 6,0 1.210.721 6,4

  Sonstiger Tiefbau 820.652 10,2 744.819 6,3

Insgesamt 6.175.577 1,2 6.101.506 0,3

Auftragseingang (in 1.000 EUR)

2025 in % 2025/2024 2024 in % 2024/2023

Jan.-Dez. Jan.-Dez. Jan.-Dez. Jan.-Dez.

Wohnungsbau 1.003.624 -6,0 1.067.415 8,2

Wirtschaftsbau 3.160.194 25,8 2.512.406 0,9

  Wirtschaftshochbau 1.470.403 4,5 1.406.783 2,5

  Wirtschaftstiefbau 1.689.789 52,8 1.105.621 -1,1

Öffentlicher Bau 2.221.276 -7,3 2.396.050 11,3

  Öffentlicher Hochbau 267.211 -26,1 361.621 22,2

  Straßenbau 1.218.077 -9,2 1.341.534 29,7

  Sonstiger Tiefbau 735.988 6,2 692.897 -15,9

Insgesamt 6.385.092 6,8 5.975.867 6,1

1)
 Soka-Bau, alle am Sozialkassenverfahren im Baugewerbe teilnehmende Unternehmen

1)
 gewerbliche Arbeitnehmer, Angestellte und Auszubildende

2)
 nach Angaben der Soka-Bau, Stand: 4.Quartal 2025

Bauart

Bauart

Quelle: Datenbank ELVIRA des HDB, Hessisches Statistisches Landesamt
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Niedersachsen 

Im Zeitraum von Januar bis Dezember 2025 haben die Bauunternehmen (Betriebe mit 20 und mehr Be-

schäftigten) in Niedersachsen im Vergleich zum Vorjahreszeitraum ein nominales Umsatzplus von 10,5 

Prozent erwirtschaftet. Der nominale Auftragseingang im Bauhauptgewerbe lag mit 1,6 Prozent über dem 

Vorjahreszeitraum. Real bedeutet dies ein Umsatzplus von 8,1 Prozent und ein Auftragsminus in Höhe von 

0,7 Prozent.41  

Der Preisindex für den Neubau von Wohngebäuden ist innerhalb des Jahres erneut gestiegen. Wie das 

Landesamt für Statistik Niedersachsen mitteilt, lagen die Preise für den Neubau von Wohngebäuden im 

November 2025 um 3,2 Prozent höher als noch im November 2024. Die Preise für Rohbauarbeiten erhöh-

ten sich im Vergleich zum Vorjahresmonat um 2,9 Prozent und die Preise für Ausbauarbeiten um 3,3 Pro-

zent.42 

Der Blick auf die Sparten des Bauhauptgewerbes in Niedersachsen zeigt, dass das preisbereinigte Um-

satzplus insbesondere auf die positive Entwicklung im Tiefbau ohne Straßenbau zurückzuführen ist (+ 13,2 

Prozent). Ebenfalls positiv waren die Entwicklungen im Hochbau ohne Wohnungsbau (+ 10,2 Prozent) und 

im Wohnungsbau (+ 5,3 Prozent). Der Straßenbau musste jedoch im Vergleich zum Vorjahr einen Rück-

gang (- 8,0 Prozent) hinnehmen.41 

Die Zahl der Beschäftigten (in Betrieben mit 20 und mehr Beschäftigten) lag im Zeitraum von Januar bis 

Dezember 2025 durchschnittlich bei 65.180, was einem Anstieg um 1,9 Prozent gegenüber Januar bis 

Dezember 2024 entspricht.41  

 

  

 
41  Vgl. Datenbank ELVIRA des HDB, Landesamt für Statistik Niedersachsen. 
42  Vgl. Landesamt für Statistik Niedersachsen (2026): Baupreise für den Neubau von Wohngebäuden in Nieder-

sachsen im November 2025: 3,2 % über dem Vorjahresniveau, Pressemitteilung, 08.01.2026, [https://www.statis-
tik.niedersachsen.de/presse/baupreise-fur-den-neubau-von-wohngebauden-in-niedersachsen-im-november-
2025-3-2-uber-dem-vorjahresniveau-247692.html] (letzter Zugriff: 13.02.2026). 
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Bauhauptgewerbe Niedersachsen
(Betriebe mit 20 und mehr Beschäftigten)

Beschäftigte (Anzahl)

2025 in % 2025/2024 2024 in % 2024/2023

Jan.-Dez. Jan.-Dez. Jan.-Dez. Jan.-Dez.

Beschäftigte 65.180 1,9 63.949 -0,6

Beschäftigte (Soka-Bau)
1)

88.921 -0,1 88.986 -1,3

Q4 2025 in % Q4 25/24 Q4 2024 in % Q4 24/23

Auszubildende insg. 
2) 4.405 1,1 4.359 -7,1

Auszubildende 1. LJ 
2) 1.483 12,2 1.322 -5,0

Baugewerblicher Umsatz (in 1.000 EUR)

2025 in % 2025/2024 2024 in % 2024/2023

Jan.-Dez. Jan.-Dez. Jan.-Dez. Jan.-Dez.

Wohnungsbau 2.773.351 7,8 2.573.026 -13,5

Wirtschaftsbau 8.583.617 16,6 7.358.489 7,2

  Wirtschaftshochbau 2.925.548 9,9 2.661.592 2,5

  Wirtschaftstiefbau 5.658.070 20,5 4.696.896 10,1

Öffentlicher Bau 4.719.763 2,3 4.612.113 7,8

  Öffentlicher Hochbau 966.843 23,4 783.300 9,4

  Straßenbau 2.074.578 -4,4 2.170.873 2,4

  Sonstiger Tiefbau 1.678.338 1,2 1.657.944 15,0

Insgesamt 16.076.733 10,5 14.543.630 3,0

Auftragseingang (in 1.000 EUR)

2025 in % 2025/2024 2024 in % 2024/2023

Jan.-Dez. Jan.-Dez. Jan.-Dez. Jan.-Dez.

Wohnungsbau 2.657.030 16,5 2.280.122 -8,0

Wirtschaftsbau 8.810.170 -4,4 9.211.024 18,2

  Wirtschaftshochbau 2.663.049 1,0 2.637.422 3,5

  Wirtschaftstiefbau 6.147.120 -6,5 6.573.601 25,4

Öffentlicher Bau 4.573.349 6,3 4.301.323 5,3

  Öffentlicher Hochbau 1.037.325 11,4 931.473 10,2

  Straßenbau 1.978.059 3,4 1.913.031 -3,2

  Sonstiger Tiefbau 1.557.971 6,9 1.456.818 15,4

Insgesamt 16.040.549 1,6 15.792.471 10,0

1)
 Soka-Bau, alle am Sozialkassenverfahren im Baugewerbe teilnehmende Unternehmen

1)
 gewerbliche Arbeitnehmer, Angestellte und Auszubildende

2)
 nach Angaben der Soka-Bau, Stand: 4.Quartal 2025

Bauart

Bauart

Quelle: Datenbank ELVIRA des HDB, Landesamt für Statistik Niedersachsen
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Nordrhein-Westfalen 

Im Zeitraum von Januar bis Dezember 2025 haben die Bauunternehmen (Betriebe mit 20 und mehr Be-

schäftigten) im Vergleich zum Vorjahr ein nominales Umsatzplus von 6,5 Prozent erwirtschaftet. Der nomi-

nale Auftragseingang im Bauhauptgewerbe in NRW lag mit 13,6 Prozent ebenfalls über dem Vorjahresni-

veau. Real bedeutet dies ein Umsatzplus von 3,9 Prozent und ein Auftragsplus von 10,8 Prozent.43  

Der Baupreisindex für Wohngebäude ist innerhalb des Jahres erneut gestiegen und lag im November 2025 

um 2,9 Prozent über dem Niveau des Vorjahresmonats. Während sich die Rohbauarbeiten um 2,4 Prozent 

verteuerten, nahmen die Preise für Ausbauarbeiten um 3,3 Prozent zu.44 

Der Blick auf die Sparten des Bauhauptgewerbes in NRW zeigt, dass die preisbereinigten Umsätze sowohl 

im Tiefbau ohne Straßenbau als auch im Straßenbau deutlich gestiegen sind (+ 9,4 bzw. + 7,0 Prozent). 

Ebenfalls gestiegen sind die preisbereinigten Umsätze im Wohnungsbau (+ 4,7 Prozent). Nur der Hochbau 

ohne Wohnungsbau verzeichnete ein reales Umsatzminus von 3,8 Prozent.43  

Die Zahl der Beschäftigten (in Betrieben mit 20 und mehr Beschäftigten) lag im Zeitraum von Januar bis 

Dezember 2025 durchschnittlich bei 90.131, was einem Anstieg um 0,8 Prozent gegenüber Januar bis 

Dezember 2024 entspricht.43  

 

  

 
43  Vgl. Datenbank ELVIRA des HDB, Information und Technik NRW. 
44  Vgl. IT.NRW (2026): NRW: Baupreise für Wohngebäude im November 2025 um fast 3 % gestiegen, Pressemittei-

lung, 09.01.2026, [https://www.it.nrw/nrw-baupreise-fuer-wohngebaeude-im-november-2025-gestiegen-128051] 
(letzter Zugriff: 13.02.2026). 
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Bauhauptgewerbe Nordrhein-Westfalen
(Betriebe mit 20 und mehr Beschäftigten)

Beschäftigte (Anzahl)

2025 in % 2025/2024 2024 in % 2024/2023

Jan.-Dez. Jan.-Dez. Jan.-Dez. Jan.-Dez.

Beschäftigte 90.131 0,8 89.400 1,5

Beschäftigte (Soka-Bau)
1)

138.296 1,1 136.835 -1,5

Q4 2025 in % Q4 25/24 Q4 2024 in % Q4 24/23

Auszubildende insg. 
2) 6.570 5,5 6.227 -6,6

Auszubildende 1. LJ 
2) 2.292 7,7 2.128 -6,4

Baugewerblicher Umsatz (in 1.000 EUR)

2025 in % 2025/2024 2024 in % 2024/2023

Jan.-Dez. Jan.-Dez. Jan.-Dez. Jan.-Dez.

Wohnungsbau 4.156.136 7,1 3.879.286 -4,5

Wirtschaftsbau 8.904.454 1,9 8.736.370 -1,6

  Wirtschaftshochbau 4.780.833 -4,7 5.017.291 -4,8

  Wirtschaftstiefbau 4.123.620 10,9 3.719.081 3,0

Öffentlicher Bau 6.970.965 12,5 6.195.856 6,1

  Öffentlicher Hochbau 1.098.177 15,9 947.327 1,6

  Straßenbau 2.696.993 11,2 2.425.836 3,8

  Sonstiger Tiefbau 3.175.796 12,5 2.822.693 9,9

Insgesamt 20.031.557 6,5 18.811.512 0,2

Auftragseingang (in 1.000 EUR)

2025 in % 2025/2024 2024 in % 2024/2023

Jan.-Dez. Jan.-Dez. Jan.-Dez. Jan.-Dez.

Wohnungsbau 3.999.021 18,4 3.378.706 -4,0

Wirtschaftsbau 7.848.926 0,7 7.794.206 -4,7

  Wirtschaftshochbau 4.226.477 -2,1 4.314.995 -2,5

  Wirtschaftstiefbau 3.622.446 4,1 3.479.209 -7,2

Öffentlicher Bau 7.585.717 27,8 5.935.761 -6,7

  Öffentlicher Hochbau 1.758.155 73,0 1.016.523 -27,2

  Straßenbau 2.595.898 23,1 2.108.350 -8,8

  Sonstiger Tiefbau 3.231.665 15,0 2.810.886 5,9

Insgesamt 19.433.663 13,6 17.108.670 -5,3

1)
 Soka-Bau, alle am Sozialkassenverfahren im Baugewerbe teilnehmende Unternehmen

1)
 gewerbliche Arbeitnehmer, Angestellte und Auszubildende

2)
 nach Angaben der Soka-Bau, Stand: 4.Quartal 2025

Bauart

Bauart

Quelle: Datenbank ELVIRA des HDB, Information und Technik NRW
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Rheinland-Pfalz 

In Rheinland-Pfalz haben die Bauunternehmen (Betriebe mit 20 und mehr Beschäftigten) im Zeitraum von 

Januar bis Dezember 2025 im Vergleich zum Vorjahreszeitraum ein nominales Umsatzplus von 7,8 Prozent 

verzeichnet. Der nominale Auftragseingang im Bauhauptgewerbe lag mit 9,2 Prozent im Vergleich zum 

Vorjahreszeitraum ebenfalls deutlich im Plus. Real bedeutet dies ein Umsatzplus von 5,1 Prozent und ein 

Anstieg des Auftragseingangs um 6,7 Prozent.45  

Der Blick auf die Sparten des Bauhauptgewerbes in Rheinland-Pfalz zeigt, dass das reale Umsatzplus 

hauptsächlich auf den Hochbau ohne Wohnungsbau und den Tiefbau ohne Straßenbau zurückzuführen ist 

(+ 9,5 bzw. + 9,1 Prozent). Ebenfalls ein Umsatzplus verzeichnete der Straßenbau (+ 0,7 Prozent). Ledig-

lich der Wohnungsbau verzeichnete einen Umsatzrückgang (- 5,5 Prozent).45 

Die Zahl der Beschäftigten (in Betrieben mit 20 und mehr Beschäftigten) lag im Zeitraum von Januar bis 

Dezember 2025 durchschnittlich bei 25.098. Dies ist im Vergleich zum Vorjahr ein Zuwachs um 0,9 Pro-

zent.45  

 

  

 
45  Vgl. Datenbank ELVIRA des HDB, Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz. 
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Bauhauptgewerbe Rheinland-Pfalz
(Betriebe mit 20 und mehr Beschäftigten)

Beschäftigte (Anzahl)

2025 in % 2025/2024 2024 in % 2024/2023

Jan.-Dez. Jan.-Dez. Jan.-Dez. Jan.-Dez.

Beschäftigte 25.098 0,9 24.867 0,8

Beschäftigte (Soka-Bau)
1)

40.431 -0,1 40.470 -3,1

Q4 2025 in % Q4 25/24 Q4 2024 in % Q4 24/23

Auszubildende insg. 
2) 1.806 3,9 1.738 -9,6

Auszubildende 1. LJ 
2) 656 11,8 587 -10,4

Baugewerblicher Umsatz (in 1.000 EUR)

2025 in % 2025/2024 2024 in % 2024/2023

Jan.-Dez. Jan.-Dez. Jan.-Dez. Jan.-Dez.

Wohnungsbau 688.342 -3,2 711.407 -17,6

Wirtschaftsbau 2.172.940 12,8 1.926.530 5,1

  Wirtschaftshochbau 1.229.294 14,1 1.077.426 0,7

  Wirtschaftstiefbau 943.649 11,1 849.106 11,3

Öffentlicher Bau 2.573.426 7,1 2.402.915 6,0

  Öffentlicher Hochbau 431.774 7,3 402.214 8,7

  Straßenbau 1.346.931 4,6 1.287.703 7,6

  Sonstiger Tiefbau 794.718 11,5 712.996 1,8

Insgesamt 5.434.707 7,8 5.040.852 1,6

Auftragseingang (in 1.000 EUR)

2025 in % 2025/2024 2024 in % 2024/2023

Jan.-Dez. Jan.-Dez. Jan.-Dez. Jan.-Dez.

Wohnungsbau 516.109 4,8 492.407 -2,5

Wirtschaftsbau 1.993.847 27,6 1.562.871 -20,1

  Wirtschaftshochbau 934.357 10,0 849.147 -25,7

  Wirtschaftstiefbau 1.059.492 48,4 713.722 -12,2

Öffentlicher Bau 2.183.408 -2,7 2.243.697 6,0

  Öffentlicher Hochbau 383.032 -16,9 460.817 11,0

  Straßenbau 1.046.133 -9,8 1.160.026 6,6

  Sonstiger Tiefbau 754.241 21,1 622.858 1,7

Insgesamt 4.693.363 9,2 4.298.977 -6,1

1)
 Soka-Bau, alle am Sozialkassenverfahren im Baugewerbe teilnehmende Unternehmen

1)
 gewerbliche Arbeitnehmer, Angestellte und Auszubildende

2)
 nach Angaben der Soka-Bau, Stand: 4.Quartal 2025

Bauart

Bauart

Quelle: Datenbank ELVIRA des HDB, Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz
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Thüringen 

In Thüringen haben die Bauunternehmen (Betriebe mit 20 und mehr Beschäftigten) im Zeitraum von Januar 

bis Dezember 2025 im Vergleich zum Vorjahreszeitraum ein nominales Umsatzplus von 4,2 Prozent ver-

zeichnet. Der nominale Auftragseingang im Bauhauptgewerbe lag mit 11,3 Prozent im Vergleich zum Vor-

jahreszeitraum im Minus. Real bedeutet dies ein Umsatzplus von 4,5 Prozent und ein Auftragsminus von 

13,5 Prozent.46  

Der Preisindex für den Neubau von Wohngebäuden ist innerhalb des Jahres 2025 durchschnittlich um 3,2 

Prozent (einschließlich Umsatzsteuer) im Vergleich zum Vorjahr gestiegen. Im November 2025 wurde ein 

Anstieg von 3,3 Prozent über Vorjahresniveau verzeichnet. Die Rohbauarbeiten verteuerten sich im Jah-

resdurchschnitt um 1,8 Prozent. Die Preise für Ausbauarbeiten nahmen um 4,2 Prozent zu.47 

Der Blick auf die Sparten des Bauhauptgewerbes in Thüringen zeigt, dass das reale Umsatzplus insbeson-

dere auf den Hochbau ohne Wohnungsbau zurückzuführen ist (+ 4,8 Prozent). Der Straßenbau verzeich-

nete ein Umsatzplus in Höhe von 2,7 Prozent und der Tiefbau ohne Straßenbau ein Umsatzplus in Höhe 

von 1,4 Prozent. Lediglich der Wohnungsbau entwickelte sich negativ (- 13,5 Prozent).46  

Die Zahl der Beschäftigten (in Betrieben mit 20 und mehr Beschäftigten) lag im Zeitraum von Januar bis 

Dezember 2025 durchschnittlich bei 13.740. Dies ist im Vergleich zum Vorjahr ein Rückgang um 2,7 Pro-

zent.46  

 

  

 
46  Vgl. Datenbank ELVIRA des HDB, Thüringer Landesamt für Statistik. 
47  Vgl. Thüringer Landesamt für Statistik (2026): Baupreise für Wohngebäude 2025 im Jahresdurchschnitt 3,2 Pro-

zent über Vorjahresniveau, Pressemitteilung, 13.02.2026, [https://statistik.thuerin-
gen.de/presse/2026/pr_002_26.pdf] (letzter Zugriff: 13.02.2026). 
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Bauhauptgewerbe Thüringen
(Betriebe mit 20 und mehr Beschäftigten)

Beschäftigte (Anzahl)

2025 in % 2025/2024 2024 in % 2024/2023

Jan.-Dez. Jan.-Dez. Jan.-Dez. Jan.-Dez.

Beschäftigte 13.740 -2,7 14.117 -0,6

Beschäftigte (Soka-Bau)
1)

16.957 -3,5 17.571 -3,9

Q4 2025 in % Q4 25/24 Q4 2024 in % Q4 24/23

Auszubildende insg. 
2) 1.328 9,6 1.212 -2,5

Auszubildende 1. LJ 
2) 503 12,8 446 4,4

Baugewerblicher Umsatz (in 1.000 EUR)

2025 in % 2025/2024 2024 in % 2024/2023

Jan.-Dez. Jan.-Dez. Jan.-Dez. Jan.-Dez.

Wohnungsbau 170.941 -11,5 193.164 -21,0

Wirtschaftsbau 898.772 5,1 854.759 -6,6

  Wirtschaftshochbau 413.802 7,3 385.815 -9,9

  Wirtschaftstiefbau 484.969 3,4 468.944 -3,7

Öffentlicher Bau 1.480.076 5,8 1.398.986 6,0

  Öffentlicher Hochbau 399.049 7,5 371.133 8,9

  Straßenbau 592.566 6,7 555.276 7,8

  Sonstiger Tiefbau 488.461 3,4 472.576 1,9

Insgesamt 2.549.787 4,2 2.446.909 -1,3

Auftragseingang (in 1.000 EUR)

2025 in % 2025/2024 2024 in % 2024/2023

Jan.-Dez. Jan.-Dez. Jan.-Dez. Jan.-Dez.

Wohnungsbau 139.745 -17,8 170.055 0,0

Wirtschaftsbau 801.840 -1,1 810.928 -4,5

  Wirtschaftshochbau 342.493 -5,9 363.872 -15,6

  Wirtschaftstiefbau 459.348 2,7 447.057 6,9

Öffentlicher Bau 1.235.679 -16,2 1.474.940 4,8

  Öffentlicher Hochbau 324.870 -8,8 356.224 -22,7

  Straßenbau 546.110 -16,7 655.948 23,5

  Sonstiger Tiefbau 364.699 -21,2 462.766 11,6

Insgesamt 2.177.267 -11,3 2.455.923 1,2

1)
 Soka-Bau, alle am Sozialkassenverfahren im Baugewerbe teilnehmende Unternehmen

1)
 gewerbliche Arbeitnehmer, Angestellte und Auszubildende

2)
 nach Angaben der Soka-Bau, Stand: 4.Quartal 2025

Bauart

Bauart

Quelle: Datenbank ELVIRA des HDB, Thüringer Landesamt für Statistik
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Chancen und Risiken 

Für das laufende Jahr 2026 ergeben sich vielfältige Chancen und Risiken für die Geschäftstätigkeit. Der 

folgende Bericht gibt einen Überblick über die potenziellen Einflüsse in der Bauindustrie, die sich aus den 

aktuellen Marktbedingungen ergeben.  

 

Nachhaltigkeit 

Klimaschutzprogramm 

Nach der im Dezember 2025 ausgerufenen Konsultationsphase für die Erarbeitung des neuen Klima-

schutzprogrammes, an der sich der Hauptverband der Deutschen Bauindustrie (HDB) beteiligt hat, soll ein 

Programm bis März diesen Jahres vorgelegt und im Bundeskabinett beschlossen werden.48 Hieraus sollen 

Weichenstellungen für die Einhaltung der gesetzlichen Klimaziele resultieren, welche ebenfalls auf die Un-

ternehmen, Lieferkette und Arbeitsergebnisse der Bauindustrie Auswirkungen haben können. Der HDB 

hatte Forderungen in verschiedenen Bereichen, unter anderem der Kreislaufwirtschaft, zum Beispiel in 

Verbindung mit einer Überarbeitung der Ersatzbaustoffverordnung, Lebenszyklusanalysen, Anpassungen 

des Vergaberechts sowie Fördersystematiken und Themen in Verbindung mit CO2-Schattenpreisen, den 

Umgang mit einem sich abzeichnenden Fachkräftemangel und der Novellierung und Umsetzung von GEG 

und EPBD vorgelegt. 

Vergabe 

Im Kontext der Vergabe, insbesondere der Vergabe von Projekten der öffentlichen Hand, stehen 2026 

einige Änderungen und Dynamiken mit Auswirkung auf die Vergabe von Bauprojekten an. 

Für kommunale Aufträge im Unterschwellenbereich entfallen zum 01.01.2026 die bisher gültigen Vergabe-

ordnungen (Unterschwellenvergabeverordnung (UVgO) und Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleis-

tungen Teil A (VOB/A)) durch die Aufhebung des § 26 der Kommunalhaushaltsverordnung des Landes 

Nordrhein-Westfalen. Ersetzt wird diese durch § 75a der Gemeindeordnung für das Land NRW (GO NRW), 

welche nun den Vorrang einer wirtschaftlichen, effizienten und sparsamen Auftragsvergabe unter Wahrung 

von Gleichbehandlungs- und Transparenzgrundsätzen einräumt. Einschränkende Regelungen können 

Kommunen jeweils durch Satzungen beschließen. Die Mustersatzung49 des Städte- und Gemeindebundes 

NRW ist nicht zwingend umzusetzen. 

Hierdurch entfallen vor allem einschränkende Vorschriften bezüglich förmlicher Verfahrensarten in Verbin-

dung mit bestimmten Auftragswerten, die sich aus UVgO und VOB/A ergeben. Die verpflichtende Anwen-

dung der Verordnungen entfällt ebenfalls. Die Kommunen sollen durch die Aufhebung des § 26 Kommu-

nalhaushaltsverordnung (KmHVO) NRW mehr Freiheiten bei der Auftragsvergabe im Unterschwellenbe-

reich erhalten, um Flexibilität, Geschwindigkeit und Effizienz bei öffentlichen Aufträgen zu stärken. 

Auf Bundesebene stehen Anfang 2026 mit dem Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung der Vergabe 

öffentlicher Aufträge sowie dem Tariftreuegesetz ebenfalls Novellierungen des Vergaberechts an.50 51 

Das Tariftreuegesetz wurde am 26.02.2026 vom Bundestag beschlossen, bei der Vergabebeschleunigung 

steht der Beschluss von Bundestag und Bundesrat noch aus. 

Das Vergabebeschleunigungsgesetz sieht unter anderem Änderungen in Bezug zur UVgO und der VOB/A 

vor. Mit diesen Anpassungen, die in NRW bereits wie oben beschrieben vorangetrieben wurden, wird auch 

auf Bundesebene das Ziel der Bürokratieentlastung, Beschleunigung und Verschlankung von Vergabepro-

zessen verfolgt. 

 
48  https://www.bundesumweltministerium.de/pressemitteilung/oeffentlichkeitsbeteiligung-zum-neuen-klimaschutzpro-

gramm-der-bundesregierung-startet 
49  Abrufbar unter: https://kommunen.nrw/aktuelles/publikationen/buecher-broschueren-und-flyer/  
50  https://dserver.bundestag.de/btd/21/019/2101941.pdf  
51  https://dip.bundestag.de/vorgang/gesetz-zur-beschleunigung-der-vergabe-%C3%B6ffentlicher-

auftr%C3%A4ge/324928  
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Konkrete Änderungen in Bezug auf die Beschaffung und Fokussierung auf nachhaltigkeitsbezogene Para-

meter sind beispielsweise über die Anpassung des § 113 GWB (Verordnungsermächtigung betreffend Re-

gelungen zu verpflichtenden Anforderungen an Beschaffung klimafreundlicher Leistungen) und des § 28 

VgV (betreffend die Einbeziehung von umweltbezogenen und sozialen Aspekten der Qualität & Innovation 

bereits bei der Markterkundung) vorgesehen. 

Mittelbare Auswirkungen auf die Vergabe von Bauaufträgen in öffentlicher sowie privatwirtschaftlicher 

Vergabe können die Entwicklungen des Emissionshandels sowie die Bauproduktenverordnung haben, die 

am 08.01.2026 vollständig in Kraft getreten ist. 

Die bisherige Preisbindung bei der Ausgabe der Emissionszertifikate entfällt ab 2027 (Stand 02/2026). Der 

Preis wird dann vor allem marktwirtschaftlich durch den freien Handel nach Maßgaben von Angebot und 

Nachfrage gestaltet, wobei das Angebot durch den "Cap"-Mechanismus stetig verkleinert wird. Die Nach-

frage, und damit der Preis, könnten somit steigen, sollte sich die Industrie nicht zu einer weniger treibhaus-

gasintensiven Wirtschaftsweise transformieren. 

Vergabeinstrumente wie der CO2-Schattenpreis, deren Hebelwirkung maßgeblich vom gewählten CO2-

Preis pro Tonne abhängen, erhalten hierdurch einen veränderten Stellenwert, sollten sich Preisentwicklun-

gen einstellen, die die bisherige konstante Preisentwicklung übertreffen. Die Gewichtung von Treibhaus-

gasemissionen kann bei der Verwendung des CO2-Schattenpreises in Verbindung mit einer sich dynami-

sierenden Preisentwicklung steigen und Unternehmen zu einer Fokussierung auf ökologisch nachhaltige 

Bauergebnisse bewegen. Ob sich eine derartige Entwicklung einstellen kann, wird sich im Laufe des Jahres 

2026, insbesondere unter Berücksichtigung weitergehender "Omnibus-Initiativen", betreffend den Emissi-

onshandel, zeigen. Die Verschiebung der Einführung des europäischen Emissionshandelssystems 2 (EU-

ETS 2), mit der Ausweitung des Emissionshandel auf die Bereiche Verkehr, Gebäude sowie kleinere In-

dustrieanlagen, wurde bereits durch Abstimmung des EU-Parlamentes um ein Jahr, auf 2028, signalisiert. 

Die Zustimmung von EU-Rat und EU-Kommission steht hierzu noch aus (Stand 02/2026). 

Die Anforderungen an Nachhaltigkeit in der Vergabe werden mit der Einführung und Fortschreibung der 

Gesetze einen Wandel bei den Vergabeverfahren der öffentlichen Hand hervorrufen. Unternehmen stehen 

vor der Herausforderung, den Fokus bei dem Angebot ihrer Leistung zu verschieben. Wichtig wird es sein, 

die Wertungskriterien der Bauherren zu kennen, um passende Angebote erstellen zu können. Damit geht 

auch die Pflicht einher, den Markt der Nachhaltigen Baustoffe und Verfahrenstechniken zu kennen, um die 

Anforderungen des Bauherrn erfüllen zu können oder bspw. über Nebenangebote ein erfolgreiches Ange-

bot zu platzieren. Gleichzeitig muss das Wissen im Umgang mit CO2-Kennwerten im Unternehmen ange-

reichert werden, um bereits in der Ausschreibungsphase den Verbrauch und die damit verbundenen Kosten 

abschätzen zu können. 

Demgegenüber werden nachhaltige Vergabekriterien weg vom preisorientierten und hin zu einem Quali-

tätswettbewerb führen. Die Entwicklungen sind abzuwarten. Wichtig sind nachvollziehbare Prüfkriterien. 

Unternehmen haben die Möglichkeit, ihr Know-how vergüten zu lassen und Investitionen in das Themenfeld 

nachhaltiges Bauen ausgezahlt zu bekommen. Damit geht auch die Chance einher, Prozesse im Unter-

nehmen so umzustellen, dass Nachhaltigkeit gefördert und der Aufwand optimiert wird. Dieser Punkt betrifft 

sowohl die Organisation, die technische Ausstattung sowie die öffentliche Wahrnehmung des Unterneh-

mens. 

 

ESG-Berichterstattung und Nachhaltigkeitszertifizierung 

Die Nachhaltigkeit wird nicht nur, wie im Abschnitt zuvor beschrieben, durch die Anforderungen des Bau-

herrn oder die Novellierung der Vergabe abgebildet. Projektübergreifend werden die Unternehmen durch 

ESG-Berichterstattung und Nachhaltigkeitszertifizierung ihre Prozesse genau analysieren müssen, um die 

notwendigen Kennzahlen liefern zu können. Der Initialaufwand ist dabei hoch, da verschiedene Organisa-

tionen und Abteilungen fachübergreifend kooperieren müssen. 

Die regulatorischen Treiber sind u. a. die EU-Taxonomie oder das Corporate Sustainability Reporting Di-

rective (CSRD). Eine Vielzahl der Aufgaben sind dabei von den Kaufleuten zu bearbeiten. Bei der CO2-

Bilanzierung muss die graue Energie ermittelt werden, um diese Informationen im Angebot einfügen zu 
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können. Außerdem sind etwaige Zertifizierungskosten, bspw. durch die Deutsche Gesellschaft für nach-

haltiges Bauen (DGNB) oder das Leadership in Energy and Environmental Design (LEED), zu kalkulieren. 

Diese Kosten müssen zunächst in der Liquiditätsplanung und anschließend als Teil der Umlage berück-

sichtigt werden. 

Bei der Kalkulation der Lebenszykluskosten (engl. Life Cycle Costing, LCC) statt reiner Baukosten sind die 

technischen Mitarbeitenden eines Unternehmens gefragt. Sie müssen die Angaben des Bauherrn verste-

hen, um auf Grundlage der Rahmenbedingungen die korrekte Berechnungsmethode zu wählen. Andern-

falls ist kein Vergleich der Angebote möglich. Zudem muss abgewogen werden, welche Vergabekriterien 

mit wenig Aufwand bedient werden können, um eine effiziente Angebotsbearbeitung und eine hohe Erfolgs-

chance bei der Auftragsgewinnung zu erzielen. 

Auch hier gilt: Eine Marktchance ergibt sich bei nachhaltigen Projekten durch einen weniger preisorientier-

ten Wettbewerb. Die Analyse der Prozesse im Unternehmen kann zu Effizienzsteigerungen führen und die 

Liquidität kann bspw. durch die Mindestanforderungen Risikomanagement (MaRisk) der BaFin mittelbar 

verbessert werden (da Nachhaltigkeit zu einer Prozessoptimierung führt). 

Fragebögen zur Bewertung von ESG-Readiness52 erscheinen zunächst als verwaltungstechnische Belas-

tung. Und tatsächlich entstehen an dieser Stelle Mehraufwendungen. Doch diese zusätzlichen Kosten ent-

lasten Controlling-Funktionen beim Auftraggeber. Die bereits beschriebene Arbeitsweise der Wirtschafts-

prüfung in den vorherigen Kapiteln funktioniert auch bei einer "Innenrevision". Teile dieser revisorischen 

Maßnahmen werden durch Fragebögen auf die Bauunternehmen ausgelagert (vgl. Abb. 1). Die Auftragge-

ber werden höchstens mittelbar über die entsprechenden Kostenerhöhungen in den unterschiedlichen Be-

reichen der EKT, BGK und AGK belastet. Eine komplette Überwälzung ist je nach Situation schwierig.  

Abbildung 1 – Nichtwertschöpfender Mehraufwand durch fehlende Konsolidierung 

 

Der Green-Deal der Europäischen Union setzt darauf, dass z. B. Fremdkapitalzinsen durch nachhaltige 

Organisation sinken und somit Teile der nicht (auf Auftraggeber) überwälzbaren Kosten kompensieren. 

Ähnlich wie ein Fragebogen arbeitet auch die sogenannte EU-Taxonomie. Diese belohnt spezielle nach-

haltige Strukturen und Prozesse und lässt unpassende Varianten außer Acht. Durch die gezielte Vorgabe 

der Strukturen und Prozesse entfallen diejenigen Varianten, die per se als nicht nachhaltig deklariert wer-

den (da diese nicht Teil des Katalogs sind). Gleiches gilt für die European Sustainability Reporting Stan-

dards (ESRS, vgl. Abb. 2).  

 
52  Vgl. https://www.znbau.de/nachhaltigkeitsbewertung/ [Abruf: 01.11.2025, 13:28] 

Bauunternehmen

mit hohem 
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Abbildung 2 – ESRS G Beispiel 

 

Auch hier werden Bestandteile des Lageberichts vorgegeben (und somit ein Wunschverhalten erwirkt). 

Verstößt ein Unternehmen gegen die neuen europäischen Vorgaben, so verschlechtert sich in Zukunft der 

Zugang zu Produktionsfaktoren wie Bankdarlehen oder Arbeitnehmern, da Ressourcen nicht mehr in nicht-

nachhaltige Unternehmen fließen sollen bzw. wenn doch, dann nur zu erheblichen Kosten. Durch die Ein-

haltung der Parameter entsteht einerseits Prozesstransparenz und andererseits sinken die Controlling-

Kosten. Der gesamtgesellschaftliche Nutzen soll steigen. Die Idee funktioniert allerdings nur, wenn die 

Standards bzw. die Fragebögen der Auftraggeberseite effizient gestaltet und methodisch fundiert aufberei-

tet sind. Ansonsten entsteht nicht-wertschöpfender Mehraufwand (siehe nachfolgende Grafik; alle Frage-

bögen haben gleiche Zielrichtungen, sind aber unterschiedlich formuliert).  

Aufgrund dieser Tatsache versucht die Bauindustrie, Wertemanagement- und Nachhaltigkeitsfragebögen 

branchengerecht zu gestalten. Seit 1996 ist das EMB-Wertemanagement Bau e. V. ein verlässlicher Part-

ner in Fragen von Werten und Compliance. Auch das Baugewerbe hat einen eigenen Standard entwickelt 

und nutzt u. a. die ZertBau als Instrument für Compliance. Gleiches gilt für die Immobilienwirtschaft (es 

handelt sich bei der ICG - Initiative Corporate Governance um eine Schwesterlösung des EMB-Wertema-

nagement Bau e. V.). Um das Thema Nachhaltigkeitsrating zu konkretisierten, hat die Bauindustrie 2024 

eine neue Gesellschaft gegründet. Die ZNBau soll in Zukunft ein branchentypisches und effizientes Frage-

bogensystem bereitstellen, vgl. Abb. 3. Große Auftraggeber haben die Lösung bereits anerkannt. Der Vor-

teil einer branchenspezifischen Lösung ist offensichtlich: Ein guter Standard verhindert einen Wildwuchs 

und vermeidet ein Cherry-Picking, verhindert zudem Ineffizienzen und schafft konkreten Mehrwert in den 

Unternehmen. 

 

Abbildung 3 – ZNBau und Nachhaltigkeitsfragebögen  
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Ohne einen Branchenstandard besteht ggf. das Risiko einer nichtwertschöpfenden Erhebung: Wenn Fra-

gen gestellt werden, die keine direkte Relevanz für die Geschäftstätigkeit eines Bauunternehmens haben, 

und wenn dann noch mehrere solcher Fragebögen dieser Art von unterschiedlichen Anbietern zum Zuge 

kommen, dann kommt es nicht zur effizienten Erlangung von Prozesstransparenz (vgl. Abb. 4). 

 

Abbildung 4 – Fragebogenproblematik nach Dr. Fank Simon  

(ehemaliger Vorstand des Deutschen Netzwerks Wirtschaftsethik) 

Ein gutes Wertemanagementsystem (WMS) / Compliance-Management-System (CMS) in Kombination mit 

einem branchenspezifischen Fragebogensystem ist Grundlage für ein geordnetes internes Kontrollsystem 

und ermöglicht eine Vergleichbarkeit der Ergebnisse. Informationen aus dem Bereich Nachhaltigkeit neh-

men an Nachvollziehbarkeit, Vollständigkeit und Richtigkeit zu und stützen somit auch die Bewertbarkeit 

der monetären Größen. Die Zahlen im Rechnungswesen sind durch die Kontrolle aussagekräftig und eine 

gute Kalkulationsgrundlage. 

Zwischen Kartellrecht, Geschäftsgeheimnis und Nachvollziehbarkeit muss sorgfältig austariert werden. Lei-

der haben sich die Buchstaben ESG zu einem Reizthema entwickelt. Es ist notwendig, auf eine sachliche 

Debatte umzuschwenken. Wer versteht, wie sinnlos das Streben nach besseren Vergabe- und Vertrags-

modellen sowie Kooperationen ist, ohne dass sich an der Einstellung der Protagonisten etwas ändert, der 

kann mit dem Instrumentarium aus Werte- und einem abgeleiteten Risikomanagement nachhaltig Rendite 

entwickeln. Es kann gezeigt werden, dass nicht nur bei Kooperationsmodellen der eine Partner den ande-

ren je nach Fähigkeit übervorteilen kann. Nicht nur bei einer ARGE kann der Wille zur Zusammenarbeit ein 

Lippenbekenntnis sein. Auch beim Thema ESG droht Greenwashing. Aber durch die aktuelle Entwicklung 

in der Gesetzgebung und die mit einem Greenwashing verbundenen Sanktionen bis hin zu Haftstrafen 

besteht jetzt eine höhere Wahrscheinlichkeit, dass eine ESG-Berichterstattung bzw. das Beantworten der 

Fragebögen in Zukunft keine leeren Worthülsen mehr darstellen. Hinzu kommt, dass im Bereich der Nach-

haltigkeit immer mehr Kennzahlen verfügbar sind. Datenquellen nehmen zu und immer mehr Auftraggeber 

und Auftragnehmer entwickeln sich in diesem Bereich weiter.  

Das Instrumentarium ist vorhanden: Die Bauindustrie liefert mit einem EMB-Wertemanagement Bau e. V. 

sowie einer ZNBau und Digi53 ein Setup, dass durchaus Schlagkraft entwickeln kann. Auch andere Anbieter 

können sinnvolle Hilfestellung gewähren. 

 
53  Vgl. https://www.digibau-portal.de/fuer-auftragnehmer/ [Abruf 01.11.2025; 13:59] 
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Die zuvor beschriebenen Instrumente im Bereich Wertemanagement sind eine wichtige Basis, um die Kal-

kulierbarkeit von Risiken zu optimieren. Stakeholder- und Wesentlichkeitsanalysen, die in den aktuellen 

Bestimmungen des Green Deal (CSRD, ESRS) ihren Niederschlag finden, können dabei helfen, Strukturen 

und Prozesse im Hinblick auf Leerkosten und Fehlleistungen zu verbessern. Es ist damit auch möglich, 

Risiken gezielter einzugrenzen. Dadurch erhöht sich die Berechenbarkeit von Bauprojekten und Unterneh-

men insgesamt erheblich.  

 

Kreislaufwirtschaft 

Wer sich mit der Kreislaufwirtschaft von Baumaterialien beschäftigt, verfolgt eine steigende Akzeptanz wie-

derverwendeter Baustoffe in Zulassungs- und Vergabeverfahren. Die Gleichwertigkeit von rezyklierten 

Baustoffen wird immer weiter anerkannt. So rückt der Fokus bei Projekten auf bereits bebauten Grundstü-

cken weg vom Abriss und Neubau hin zu einem möglichst sortenreinen Rückbau der nicht mehr benötigten 

Baustoffe. Dadurch soll ein großer Teil der vorhandenen Baustoffe erhalten bleiben, um Ressourcen zu 

sparen. Damit bildet sich für die betroffenen Gewerke seit der Implementierung der technischen Regeln für 

Gefahrstoffe (TRGS) oder dem Umgang mit denkmalgeschützten Strukturen ein weiterer Wandel in der 

Arbeitsweise ab. Das Urban Mining erfordert einen schonenden Umgang mit der vorhandenen Bausub-

stanz, wobei die gewonnenen Ressourcen nicht zwingend belastet sind und somit in den Handel mit ge-

brauchten Baumaterialien fließend können. Vor Projektbeginn sind daher verschiedene Aspekte zu be-

leuchten. Aus logistischer Sicht ist zu klären, ob die gewonnenen Baustoffe unmittelbar in anderen Projek-

ten eingesetzt werden können oder zwischengelagert werden müssen. Die Rahmenbedingungen haben 

sofortige Auswirkungen auf die Kosten und die Bilanzierung. Die CO2-Einsparung muss zudem beziffert 

und in der Berichterstattung abgebildet werden. 

Wer mit Baustoffen oder Modulen (siehe dazu auch Abschnitt "Von Einzelprojekten zu Serienproduktion" 

unten) handelt, kann sich mit neuen Vertriebswegen beschäftigen. Dazu zählen z. B. Pfand- oder Leasing-

Modelle für Bauteile, die Nutzenden eine Rückgabe von Baustoffen ermöglichen. Die Ressourcen werden 

dadurch an das Unternehmen gebunden und es entstehen im weitesten Sinne dezentrale Lager. Wer den 

Restwert der Materialien in der Kalkulation berücksichtigt, wird die Budgets des Bauherrn eher einhalten. 

Gleichzeitig müssen Kaufleute den Handel mit Baustoffen bei ihrer Arbeit berücksichtigen. 

Insgesamt wird ein hoher Marktanteil des Handels mit rezyklierten Baustoffen erwartet, da unter anderem 

eine wirtschaftliche Förderung von natürlichen Ressourcen nicht mehr möglich ist oder diese insgesamt 

knapper werden. 

Die Novellierung der Bauproduktverordnung (siehe Kapitel Nachhaltigkeit) schafft weitere Herausforderun-

gen (zusammen mit der Öko-Design-Verordnung). 

 

Energieeffizienz und Gebäudeautomation 

Mit der Verschärfung des Gebäudeenergiegesetzes (GEG) sind voraussichtlich in Teilen nur noch Neu-

bauten mit Effizienzhaus (EH) 40-Standard möglich, wovon bisher abgerückt wurde. Damit geht eine Ver-

schiebung der Kosten einher, die von Kaufleuten berücksichtigt werden muss. Zunächst sind mit einem 

Effizienzhaus höhere Investitionskosten verbunden. Die niedrigen Betriebskosten sorgen jedoch für eine 

schnelle Amortisation, insbesondere durch die volatilen und im Trend steigenden Energiekosten. Ein För-

dermittelmanagement ist in Betracht zu ziehen, um auf Unterstützungen durch die Kreditanstalt für Wieder-

aufbau (KfW) oder das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) zurückgreifen zu können. 

Aus technischer Sicht sind die Total Cost of Ownership (TCO, dt. Gesamtbetriebskosten) zu berücksichti-

gen. Um diese Kosten ermitteln zu können, benötigt es Expertise hinsichtlich der Gestaltungsmöglichkeiten 

von Gebäuden und der Betriebskosten. 
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Building Information Modeling (BIM) 

In den Kapiteln zuvor wird aufgezeigt, dass eine Vielzahl von Parametern und Kennzahlen ermittelt und 

gepflegt werden muss. Zudem ist durch die Weitergabe der Daten an die verschiedenen Beteiligten eine 

effiziente Kommunikation notwendig. Eine durchgängige Nutzung von Daten ist dazu unumgänglich. Die 

BIM-basierte Mengenermittlung und Kalkulation können Standard werden, um komplexen Zusammen-

hänge und Ablauforganisationen gerecht werden. 

Wenn Kennzahlen, bspw. für Materialität, (graue) Energie und den Einsatz von Ressourcen im Kreislauf, 

im Modell abgebildet werden sollen, werden Parameter benötigt. Diese müssen in spezialisierter Software 

angelegt und mit ständig aktualisierten Werten gefüllt werden. Dazu sind projekt- und unternehmensspezi-

fische Datenbanken notwendig. Der Fokus liegt daher nicht nur auf den bereitgestellten Funktionen in einer 

Software, sondern auch auf den möglichen Verknüpfungen mit Datenquellen. 

Die Anforderungen an ein BIM-Modell, in Bezug auf Informationsanforderungen und Art der Verwendung, 

müssen seitens Bauherren und Bietern bzw. Auftragnehmern verstanden und umgesetzt werden. Tech-

nische und personelle Ressourcen müssen dazu zunächst im Unternehmen vorgehalten werden. 

Ein konsequenter Einsatz der BIM-Methodik bringt die Sicherheit, dass sich Investitionen in diesem Bereich 

auszahlen und mittelfristig eine effizientere Prozessgestaltung und eine höhere Bauqualität erreicht wird. 

Die zurzeit oftmals störenden Kommunikationsmängel in Bauprojekten - zu späte, unvollständige, ggf. fal-

sche, weil überholte Informationen etc. - die für die eigentliche Bauleistung unnötige Zeit- und Personal-

ressourcen verschlingen, können zu einem großen Teil behoben werden. 

Für wiederkehrende Positionen kann die Angebotsbearbeitung standardisiert und beschleunigt werden. 

Eine genauere Planung vor Baubeginn und ein geprüftes BIM-Modell ermöglichen es, Nachträge zu redu-

zieren. In diesen Aspekt spielt auch das Risikomanagement hinein. 

Generell bietet das Arbeiten mit BIM eine verbesserte Positionierung im Bereich der Projektabwicklung. 

Verstärken lassen sich die Effekte durch das Etablieren eines internen technischen Büros. 

 

Künstliche Intelligenz (KI) in Kalkulation und Controlling 

Mit dem Einsatz von künstlicher Intelligenz wird branchenübergreifend ein Effizienzgewinn angestrebt. In 

der Angebotsbearbeitung können Kalkulationsansätze aus Positionen bereits abgeschlossener Baupro-

jekte z. B. auf Positionen, die kalkuliert werden sollen, übertragen werden. Einige Softwareanbieter für 

Ausschreibung, Vergabe und Abrechnung (AVA) haben diese Funktion bereits implementiert. Eine KI-ge-

stützte Kostenprognose auf Basis historischer Daten kann die Präzision erhöhen und die Kalkulation be-

schleunigen. Ein Ersatz der Kalkulationsabteilung durch die KI ist dabei mittelfristig nicht zu erwarten; viel-

mehr gewinnen die Mitarbeitenden Zeit, um sich mit einer genaueren Kalkulation und Prüfung der Positio-

nen zu beschäftigen und somit die Kalkulationsqualität zu verbessern. 

Während der Bauausführung könnte KI eingesetzt werden, um den Deckungsbeitrag sowohl im einzelnen 

Projekt als auch projektübergreifend zu prognostizieren, da Zusammenhänge und Leistungsentwicklungen 

von entsprechend trainierter KI besser ausgewertet werden können. Aktuell kommen immer neue Angebote 

an den Markt, die diese Funktionalität abdecken. 

Interessant sind die Einflüsse auf Kosten, die sich vor allen Dingen im administrativen Bereich niederschla-

gen und somit einen gegenläufigen Effekt zu den steigenden Bürokratieanforderungen bieten.  

Hinzu kommt die Verbesserung der Informationssituation: Wird ein Leistungsverzeichnis in die KI-Anwen-

dungen hochgeladen, lassen sich Risikoanalysen erstellen, die für das Angebotsschlussgespräch oder den 

weiteren Ablauf des Projekts relevant werden können. Die Ergebnisse der Analyse können beispielsweise 

für die Verhandlung mit dem Bauherrn, die Arbeitsvorbereitung oder die Leistungsmeldung genutzt werden. 

Bei der Leistungsmeldung ist in diesem Kontext vor alle die prognostizierte Entwicklung der Leistung bzw. 

des Soll/Ist-Kostenvergleichs relevant, um Abweichungen rechtzeitig entgegensteuern zu können. 
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Wer die Informationen aus der Analyse lieber nicht überbetrieblich kommuniziert, kann die Informationen 

ins Nachtragsmanagement einfließen lassen. Zeichnen sich unvermeidliche Abweichungen vom Soll erst 

im laufenden Projekt ab, kann durch eine frühzeitige Erkennung die Anzeige beim Bauherrn fristgerecht 

erfolgen. 

Bei der Nutzung von KI im Allgemeinen geht es oft auch um die Datenhoheit, vor allem bei unternehmens-

internen Kalkulationsansätzen. Unternehmen sind daher gut beraten, Mitarbeitende für den Umgang mit 

sensiblen Daten in KI-Anwendungen zu sensibilisieren. Für kleinere Anwendungsfälle sind ggf. eigene Ser-

ver mit OpenSource-Sprachmodellen interessant, sodass Daten die unternehmenseigene Infrastruktur 

trotz der Nutzung von KI nie verlassen. Eine entsprechend kompetente IT-Abteilung oder eine externe 

Beratung sind Voraussetzung, dies korrekt umzusetzen. Beides sollte unter monetären Gesichtspunkten 

für konkrete Anwendungsfälle geprüft werden. 

Insgesamt ist bei der Nutzung von KI ein hoher Return on Investment zu erwarten, z. B. durch genauere 

Kostenschätzungen und weniger Verluste dank einer effizienteren Nachkalkulation. Eine Vernachlässigung 

des Bereichs KI kann grundsätzlich zu erheblichen Wettbewerbsnachteilen führen. Gerade der Bereich der 

Plattformen und Schnittstellenansätze ist aufmerksam zu beobachten. Der Effekt von KI als Schnittstellen-

Tool bleibt abzuwarten. Die Zahlenqualität bleibt je nach KI-Modell eine Herausforderung. Ein umfassendes 

Controlling von KI-Ergebnissen bleibt erforderlich. 

 

Digitale Baustellendokumentation und Controlling 

Die Kalkulation ist eng verknüpft mit der Baustellendokumentation und dem Controlling. Um die Soll-Vor-

gaben aus der Kalkulation bzw. der Arbeitsvorbereitung, wie Kosten- und Zeit-Budgets, einhalten zu kön-

nen, müssen die aktuellen Entwicklungen auf der Baustelle bekannt sein. So kann bei Bedarf rechtzeitig 

gegengesteuert werden. 

Um den Baufortschritt kontinuierlich zu erfassen, ist der Einsatz von Drohnen, 360°-Kameras und IoT-

(Internet of Things)Sensoren ein probates Mittel. Der Einsatz von Drohen eignet sich dabei primär für die 

Erfassung von Änderungen der Geländeoberfläche, Bodenmieten, Fassaden und Dächern. In schwer zu 

befliegenden Bereichen und Innenräumen lassen sich 360°-Kameras einsetzen. IoT-Sensoren finden ihren 

Einsatz in der Regel bei Anwendungen, bei denen eine dauerhafte Zustandserfassung vorausgesetzt wird, 

wie Wetter (insb. Temperatur und Feuchtigkeit) oder Bewegungen bzw. Verformungen und Erschütterun-

gen. 

Die schnelle und zum Teil lückenlose Erfassung der Daten dient dabei nicht nur dem eigenen Controlling, 

sondern kann auch zur Nachweisführung gegenüber dem Bauherrn verwendet werden. 

Durch visualisierte und verortete Informationen ist der Leistungsstand für Kaufleute, die zumeist nicht in 

unmittelbarer Nähe zum Baufeld arbeiten, besser nachvollziehbar. Eine Bereitstellung der Informationen 

nahezu in Echtzeit erhöht die Auswertungs-Möglichkeiten der Kaufleute. Eine automatisierte Leistungsmel-

dung wirkt sich beispielsweise auf die Aktualität und die Korrektheit der Bilanz aus. Digitale Aufmaße kön-

nen die Abrechnungsqualität erhöhen und die Abrechnungsbearbeitung unternehmens- und bauherrensei-

tig beschleunigen, wodurch eine Verbesserung der Liquidität des Unternehmens erzielt wird. Wird der Lo-

gistikprozess durch digitale Lieferscheine und die Standortbestimmung von Material oder Lieferfahrzeugen 

gestützt, können Bestandsveränderungen besser dokumentiert werden. 

Bisher ist festzustellen, dass Standards bei der Dokumentation sowie dem Datenaustausch weitestgehend 

fehlen. Daher ist bei einem geplanten Einsatz dieser Technologien eine vorherige Absprache zwischen 

dem Bauherrn und dem Unternehmen notwendig, um die erfassten Daten bspw. für die Abrechnung wei-

terverwenden zu können. Unternehmensintern sind die vorhandenen Schnittstellen in AVA-, ERP- und wei-

terer Software in Pilotprojekten zu prüfen, um den Aufwand der manuellen Datenaufbereitung und -weiter-

verarbeitung zu minimieren. Dabei sollten Prozesse entwickelt werden, die den Dokumentationsaufwand 

auf dem Baufeld minimieren, um eine hohe Akzeptanz bei den Mitarbeitenden zu schaffen. 
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Die Kosten für die erforderliche Hardware sind in den letzten Jahren tendenziell gesunken bzw. können 

durch eine höhere Leistungsfähigkeit (z. B. kompaktere Drohnen mit längerer Flugzeit) als konstant ange-

sehen werden. Bei der Auswahl einer wirtschaftlichen Hardware ist die erforderliche Leistungsfähigkeit 

entscheidend. Es gilt u. a. abzuwägen, welche Genauigkeit Informationen haben müssen, um eine ausrei-

chend genaue Auswertung zu erzielen. Bei der Verarbeitung von Daten ist außerdem die erforderliche 

Rechenleistung und der Aufwand der Datenpflege, die letztlich durch Lohnkosten abgebildet werden, inte-

ressant. Eine hohe Datenqualität korreliert positiv mit den Hardware-Anforderungen im weiteren Prozess. 

Die Integration der Informationen auf entsprechenden Plattformen führt zu einer höheren Verfügbarkeit und 

einer Reduktion von Informationsfriktionen bei den Übergaben. Interessant wird es, wenn diese Plattformen 

ein ausgeklügeltes objektorientiertes Berechtigungsmanagement sicherstellen. 

 

Von Einzelprojekten zu industrieller Produktion (serielle Fertigung, modulare Bauweise, Misch-

formen) 

LEAN ist bereits in zahlreichen Bauunternehmen als Managementansatz angekommen. Teilweise erfolgt 

jedoch noch keine konsequente Umsetzung und gerade der Bereich LEAN-Administration weist Verbesse-

rungsbedarf auf.  

Vorteile eines industriellen Ansatzes liegen auf der Hand. Z. B. bei Serienprodukten können Fixkosten ge-

nauer auf die Produkte verteilt werden. Wiederkehrende Arbeitsabläufe unter gleichbleibenden Rahmen-

bedingungen erhöhen zudem, die Belastbarkeit der Preiskalkulation. Auch sinkt das Nachtragsrisiko im 

Vergleich zu Einzelprojekten. Die Prognostizierbarkeit von Gewährleistungskosten steigt, weil die Erfah-

rungswerte von weniger Randparametern abhängig sind. Dieser Effekt kann durch eine standardisierte 

Qualitätssicherung noch verstärkt werden. Generell entstehen Vorteile der Größendegression. 

Für jedes Serienprodukt wird sich eine Lernkurve einstellen, die mit einer Verschlankung der Prozesse und 

einer Reduktion der Kosten einhergeht. Die Effizienzgewinne von seriellem Bauen können durch die Kom-

bination mit der BIM-basierten Arbeitsweise (z. B. Gebäudeplanung auf Grundlage weniger Rahmenpara-

meter), mit einer standardisierten Planung (z. B. standardisierte Kalkulation, vorbereitetes LEAN-Manage-

ment für Auf- und Ausbau) und mit der Berücksichtigung von Nachhaltigkeitsanforderungen (z. B. Pfand-

systeme, Reduktion von Verschnitt) steigen. 

Gleichzeitig müssen die Serienprodukte auf die Anforderungen des Immobilienmarktes angepasst sein. 

Die hohen Entwicklungskosten für Planung und Genehmigung der Serienprodukte, die Produktions- und 

Ausstattungskosten von Fertigungsstätten sowie die eingeschränkte Flexibilität bei Veränderungen des 

Marktes erfordern eine genaue Analyse. Das Auslastungsrisiko steigt sowohl durch die Abhängigkeit von 

wenigen Großaufträgen, die für die Serienproduktion eher geeignet sind, als auch die Kosten für komplexe 

Fertigungsstätten. 

Wenn über Themen wie modulares Bauen gesprochen wird, gerät schnell der Hochbau in den Fokus. For-

men des industriellen und vor allen Dingen des modularen und seriellen Bauens bestehen aber schon 

lange in zahlreichen anderen Sparten und Bereichen wie z. B. im Tunnelbau. Schon jetzt ergeben sich 

rechtlich unterschiedliche Herangehensweisen, wenn z. B. vorgefertigte Elemente auf Baustellen angelie-

fert werden. Eine zentrale Aufgabe der Zukunft wird sein, eine sogenannte Teilumsetzung solcher indust-

riellen Strömungen sicherzustellen, z. B.: An welcher Stelle können traditionelle Ansätze durch "neue" in-

dustrielle Herangehensweisen optimiert werden? Selbst wenn beispielsweise nur 25 Prozent eines Vor-

gangs eine neue Prägung erhält, ergeben sich positive Auswirkungen hinsichtlich der Produktivität.  

Grundvoraussetzung ist das Thema Prozesstransparenz. Analoge Umstände müssen ausreichend klar de-

finiert werden. 

Der deutsche Markt präferiert bisher noch das individuelle Bauen, wobei in vielen Bereichen aufgrund der 

Rahmenbedingungen bereits ein Umdenken stattgefunden hat. Die Serienproduktion wird als ein Schlüs-

selthema gesehen, um den steigenden Nachhaltigkeits- und Effizienzanforderungen gerecht zu werden. 
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Findet eine (modulare) Vorfertigung im Werk statt, verringern sich die Lohnkosten im Bereich der Lohnne-

benkosten, da Reise- und Verpflegungskosten teilweise entfallen. Demgegenüber muss die Lieferung vor-

gefertigter Bauteile finanziell und technisch berücksichtigt werden. Übergroße Bauteile sind bei der Vorfer-

tigung aufgrund des hohen logistischen Aufwands zu vermeiden. Abhilfe können ausgeklügelte Systeme 

aus Einzelteilen schaffen, die leicht und standardisiert auf der Baustelle zusammengesetzt werden können. 

Vorteile einer modularen Herangehensweise zeigen sich u. a. auch bei der Integration von technischen 

und administrativen Prozessen. So können z. B. aus Baugruppen Artikel besser abgeleitet und somit z. B. 

Beschaffungsprozesse optimiert werden. 

Die Hauptthese lautet: Der Austausch von Informationen mit der Verwaltung sowie die Interaktion 

aller Funktionsbereiche stellt eine Herausforderung dar. Friktionen können den Projekterfolg ge-

fährden. Prozesstransparenz ist somit ein hohes Gut. 

Hinsichtlich der Digitalisierung sollten Unternehmen trennscharf zwischen interner und externer Sphäre 

unterscheiden. Denn spätestens seit der Einführung des Gesetzes zum Schutz von Geschäftsgeheimnis-

sen (GeschGehG)54 müssen Firmen genau überdenken, welche Informationen ausgetauscht werden sollen 

und welche nicht.  

Das Geschäftsgeheimnisgesetz bringt es als Gesamtwerk so auf den Punkt: Wenn Geheimnisse nicht ge-

schützt werden, dann sind diese auch nicht schützenswert.  

In Deutschland gibt es kein (direktes) Eigentum an Daten. Stattdessen werden die Rechte an Daten durch 

andere Gesetze wie das Urheber- und Datenschutzrecht sowie durch vertragliche Vereinbarungen gere-

gelt. Informationen können auch durch Non-Disclosure-Agreements sowie weitere klare vertragliche Be-

stimmungen und organisatorische Maßnahmen einen Schutz erfahren. Das Thema Geschäftsgeheimnisse 

treibt den Mittelstand im Zuge der Digitalisierung schon lange um. Denn je mehr Informationen in Enterprise 

Resource Planning (ERP) einfließen, über digitale Lieferscheinlösungen geteilt oder in Logistiktools etc. 

hinterlegt werden, desto mehr Know-how gelangt in die Hände Dritter.  

In der Trennung von Produktion und Datengrundlage der Produktion liegt für die traditionelle Industrie stets 

ein Risiko. Die Mehrheit der Unternehmen im deutschen Baumarkt ist immer noch Bauleistungsanbieter. 

Prozesskenntnis und Netzwerk sind somit ein zentraler Bestandteil des Geschäftsmodells dieser Unter-

nehmen. An dieser Stelle droht die Digitalisierung des Bauwesens zu scheitern, da KI, Cloudlösungen etc. 

nicht genutzt werden, weil ein "Braindrain" erwartet wird. Die ohnehin in der Kritik stehende Produktivität 

der Bauwirtschaft kann sich auf diese Weise nicht stärker weiterentwickeln. Der Bayerische Bauindustrie-

verband hat zusammen mit dem Hauptverband der Deutschen Bauindustrie ein Modell einer Datengenos-

senschaft aufgesetzt, um diesem Risiko entgegenzuwirken. Die Realisierung ist aber (gegenwärtig noch) 

in der Anfangsphase. 

  

 
54  BGBl. 2019 I S. 466. 
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Prognosen und Aussichten 2026 

Jede Prognose zur künftigen Entwicklung ist mit Unsicherheiten behaftet. Denn es gibt eine Vielzahl von 

Faktoren, die für die Abschätzung der künftigen Wirtschaftsentwicklung von Bedeutung, aber gleichzeitig 

unbekannt sind. Vor diesem Hintergrund sind die folgenden Ausarbeitungen der gesamtwirtschaftlichen 

und branchenspezifischen Perspektiven zu sehen. Die Prognosen beruhen auf getroffenen Annahmen. 

Sollten sich andere Entwicklungen ergeben, werden die Aussichten entsprechend revidiert. 

 

Gesamtwirtschaftliche Perspektiven 

Global 

Der Internationale Währungsfonds (IWF) prognostiziert in seinem Wold Economic Update im Januar 2026 

für das Jahr 2026 ein globales Wirtschaftswachstum von 3,3 Prozent und für das kommende Jahr 2027 ein 

Plus von 3,2 Prozent. Somit dürfte das globale Wachstum weiterhin robust bleiben. Diese Entwicklung, die 

auf den ersten Blick stabil erscheint, ist das Resultat eines Ausgleichs verschiedener Kräfte. Die negativen 

Folgen der sich verändernden Handelspolitik werden durch positive Impulse aus dem Anstieg der Investi-

tionen in Technologie, einschließlich künstlicher Intelligenz (KI), ausgeglichen, die in Nordamerika und 

Asien stärker zu spüren sind als in anderen Regionen. Zudem spielen fiskalische und monetäre Unterstüt-

zung, weitgehend akkommodierende Finanzbedingungen und die Anpassungsfähigkeit des privaten Sek-

tors eine Rolle. Für die fortgeschrittenen Volkswirtschaften wird ein Wachstum von 1,8 Prozent im Jahr 

2026 erwartet, für 2027 von 1,7 Prozent. In den Schwellen- und Entwicklungsländern wird das Wachstum 

in den Jahren 2026 und 2027 voraussichtlich weiterhin etwas über 4,0 Prozent betragen.55 

Die globale Gesamtinflation wird voraussichtlich von geschätzten 4,1 Prozent im Jahr 2025 auf 3,8 Prozent 

im Jahr 2026 und weiter auf 3,4 Prozent im Jahr 2027 sinken. Die Vorhersagen zur Inflation deuten an, 

dass in den USA die Rückkehr der Inflation zum Zielwert langsamer erfolgen wird als in anderen großen 

Volkswirtschaften. Im Zuge der schrittweisen Wahrnehmbarkeit der Effekte der Zollanhebung wird die US-

amerikanische Kerninflation im Jahr 2027 voraussichtlich wieder das 2 %-Ziel erreichen.55 

Für das Wachstum des Welthandelsvolumens wird ein Rückgang von 4,1 Prozent im Jahr 2025 auf 2,6 

Prozent im Jahr 2026 und anschließend ein Anstieg auf 3,1 Prozent im Jahr 2027 prognostiziert. Darüber 

hinaus werden die Energie-Rohstoffpreise voraussichtlich 2026 um rund 7 Prozent sinken. Die Ölpreise 

bleiben auf einem niedrigen Niveau und werden voraussichtlich weiter sinken, da das globale Nachfrage-

wachstum gedämpft und das Angebot stark gestiegen ist. Kostspieligere Produzenten, die strategische 

Bevorratung Chinas und der Ansatz der OPEC+ zur Vermeidung eines Preisverfalls bilden jedoch eine 

sanfte Preisuntergrenze. Die Erdgaspreise werden voraussichtlich relativ stabil bleiben, da die Energie-

nachfrage aufgrund von Unsicherheiten abnimmt, die Europäische Union flexiblere Speichervorgaben ein-

führt und die Aussicht auf ein mittelfristig reichliches Angebot an Flüssigerdgas besteht.55 

Die Risiken für die Perspektiven der globalen Wirtschaft sind nach wie vor überwiegend negativ:55 

- Falls sich die Hoffnungen auf produktivitätssteigernde Effekte durch Künstliche Intelligenz als über-

trieben herausstellen bzw. die Resultate unbefriedigend sind, könnte dies zu einem drastischen Rück-

gang der Realinvestitionen im Hightech-Bereich sowie der Ausgaben für die Implementierung von KI 

in anderen Bereichen führen.  

- Zusätzliche Zölle, die auf bestimmte Sektoren abzielen und insbesondere für vorgelagerte Industrien 

gelten, könnten Lieferengpässe verursachen und übermäßige Auswirkungen auf wirtschaftliche Akti-

vitäten sowie Preisentwicklungen haben. 

- Eine bedeutende Eskalation der geopolitischen Spannungen, vor allem im Nahen Osten oder in der 

Ukraine, aber auch potenziell in Asien und Lateinamerika, könnte erhebliche negative Angebots-

schocks hervorrufen. 

 
55  Vgl. IWF (2026): World Economic Outlook Update, Global Economy: Steady amid Divergent Forces, January 

2026, [https://www.imf.org/en/publications/weo/issues/2026/01/19/world-economic-outlook-update-january-2026] 
(letzter Zugriff: 20.01.2026). 
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- Die hohe Staatsverschuldung in mehreren großen Volkswirtschaften, insbesondere in denjenigen, de-

ren Währungen und Wertpapiere auf den internationalen Finanzmärkten systemische Bedeutung ha-

ben, bereitet besondere Sorgen. 

- Es ist positiv hervorzuheben, dass die zügige Einführung von KI - möglicherweise begünstigt durch 

den fortdauernden Anstieg der Investitionen in KI-bezogene Hard- und Softwareinfrastruktur - die Pro-

duktivität erheblich steigern und die mittelfristigen Wachstumsaussichten eher früher als später ver-

bessern könnte. 

- Die gegenwärtigen Herausforderungen und das Potenzial für transformative technologische Verände-

rungen könnten eine Gelegenheit für Strukturreformen darstellen, um an Schwung zu gewinnen. 

Die Vereinten Nationen betonen, dass das globale Wachstum aufgrund erheblicher makroökonomischer 

Unsicherheit und andauernder struktureller Herausforderungen verhalten bleibt. Obwohl die Weltwirtschaft 

ihre Robustheit demonstriert hat, belasten die anhaltenden Handelsspannungen, geopolitischen Risiken 

und fiskalischen Belastungen weiterhin die Perspektiven. Das langsame Wachstum, der begrenzte finanz-

politische Spielraum und die nachlassende multilaterale Zusammenarbeit untergraben die Fortschritte bei 

der Erreichung der Ziele für eine nachhaltige Entwicklung und machen erneute gemeinsame Maßnahmen 

notwendig, um anhaltende und neue Herausforderungen in den Bereichen Entwicklungsfinanzierung, 

Klima, Handel und soziale Inklusion zu bewältigen. Trotz nachlassendem Inflationsdruck haben die hohen 

Preise weiterhin negative Auswirkungen auf Haushalte und verschärfen bestehende Ungleichheiten. Zu-

dem führen geopolitische Fragmentierung, Handelskonflikte und klimabedingte Risiken zu einer weiteren 

Unsicherheit bezüglich der Inflationsprognosen.56 

Die Finanz- und Rohstoffmärkte sind fest unter dem Einfluss der geopolitischen Entwicklungen im Nahen 

Osten. Seit der militärischen Operationen der USA und Israel am 28. Februar 2026 nimmt der Konflikt 

gegen den Iran immer weiter zu. Laut US-Präsident Trump sei das erklärte Ziel, das iranische Nuklearpro-

gramm zu neutralisieren und einen Regimewechsel herbeizuführen. Allerdings sind die Äußerungen der 

US-Regierung teilweise inkonsistent. Auch der Iran schlug zurück - mit Attacken auf Israel und zudem auf 

weitere Staaten in der Golfregion. Die Sperrung der Wasserstraße von Hormus, über die etwa 20 Prozent 

des globalen Öl- und Gastransports abgewickelt werden, hat schwerwiegende Folgen für die weltweiten 

Lieferketten. Einige Staaten (wie Katar, Irak und Kuwait) nehmen Kürzungen vor bzw. stoppen schon ba-

sierend auf "Force Majeure" (sog. "Höhere Gewalt") ihre Förderung von Flüssigerdgas.57 

Auf den Rohstoffmärkten sind die Preise infolge der Angriffe schrittweise stark gestiegen. Ende Februar, 

kurz vor Kriegsausbruch, belief sich der Preis für ein Barrel der Nordseesorte Brent auf etwa 65 Dollar. Am 

9. März gab es einen Sprung auf nahezu 120 Dollar pro Fass. Nachdem US-Präsident Trump erklärt hatte, 

der Krieg sei fast vorbei, sank der Preis auf 88 Dollar. Der Rohstoff kostet damit aber immer noch etwa 35 

Prozent mehr. Die hohe Volatilität verdeutlicht den gegenwärtigen Grad der Unsicherheit.57 

Euroraum 

Der Internationale Währungsfonds prognostiziert für den Euroraum ein Wirtschaftswachstum im Jahr 2026 

von 1,3 Prozent und für das Jahr 2027 ein Plus von 1,4 Prozent. Das Wachstum dürfte im Euroraum somit 

stabil bleiben. Das etwas höher veranschlagte Wachstum im Jahr 2027 spiegelt die prognostizierten Zu-

wächse der öffentlichen Ausgaben, insbesondere in Deutschland, sowie die weiterhin starke Entwicklung 

in Irland und Spanien wider. Der Euroraum profitiert im Vergleich zu anderen Regionen weniger von dem 

jüngsten technologiegetriebenen Investitionsschub. Die dauerhaften Folgen des kontinuierlichen Anstiegs 

der Energiepreise nach Russlands Einmarsch in die Ukraine werden die Produktion weiterhin belasten. 

Dabei entsteht zusätzlicher Druck durch die reale Aufwertung des Euro im Vergleich zu den Währungen 

von Ländern, die ähnliche Produkte exportieren. Die Gesamtinflation im Euroraum wird voraussichtlich 

etwa 2 Prozent betragen, während die Kerninflation bis 2027 auf dieses Niveau zurückgehen dürfte.58 

 
56  Vgl. UN (2026): World Economic Situation and Prospects 2026, 08.01.2026, [https://policy.desa.un.org/publica-

tions/world-economic-situation-and-prospects-2026] (letzter Zugriff: 20.01.2026) 
57  Vgl. HDB (2026): Auswirkungen des Krieges im Nahen Osten auf die Bauindustrie, 11.03.2026 
58  Vgl. IWF (2026): World Economic Outlook Update, Global Economy: Steady amid Divergent Forces, January 

2026, [https://www.imf.org/en/publications/weo/issues/2026/01/19/world-economic-outlook-update-january-2026] 
(letzter Zugriff: 20.01.2026). 
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Die Europäische Zentralbank prognostiziert für das Jahr 2025 eine durchschnittliche jährliche Wachstums-

rate des realen BIP von 1,4 Prozent. Für das Jahr 2026 erwartet sie eine verringerte Wachstumsrate von 

1,2 Prozent und für die Jahre 2027 und 2028 jeweils wieder von 1,4 Prozent. Den Projektionen zufolge wird 

die Inflation von 2,1 Prozent im Jahr 2025 zunächst auf 1,9 Prozent (2026) und dann auf 1,8 Prozent (2027) 

sinken, bevor sie im Jahr 2028 vor allem wegen des Preisaufschwungs bei Energie das mittelfristige Ziel 

der EZB von 2 Prozent erreicht.59 

Deutschland 

Die Bundesregierung erwartet in ihrer Jahresprojektion für 2026 insgesamt einen Anstieg des inflations-

bereinigten Bruttoinlandsprodukts (BIP) um 1,0 Prozent.60 Der BIP-Nowcast schätzt für das erste Quartal 

2026 einen Zuwachs des BIP von 0,1 Prozent (Stand: 16. Januar 2026).61 Dabei handelt es sich um eine 

rein technische und zeitreihenanalytische Prognose der Wirtschaftsleistung, die unabhängig von den Ein-

schätzungen der Bundesregierung und des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie ist.61 

Getragen durch eine stärkere binnenwirtschaftliche Dynamik bei gleichzeitig schwächeren außenwirt-

schaftlichen Belastungen wird für den Jahresverlauf 2026 mit einer weiterhin konjunkturellen Erholung ge-

rechnet. Insbesondere die wirtschafts- und finanzpolitischen Maßnahmen der Bundesregierung dürften da-

bei signifikante Wachstumseffekte erzeugen; sie könnten allein etwa zwei Drittel Prozentpunkte zum BIP-

Zuwachs im Jahr 2026 beitragen. Diese Bewertung ähnelt der der Mehrheit der Wirtschaftsforschungsin-

stitute in den Winterprognosen der Gemeinschaftsdiagnose. Die erwartete konjunkturelle Erholung, die vor 

allem durch fiskalische Impulse unterstützt wird, sollte jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, dass die 

strukturellen Wachstumsperspektiven weiterhin deutlich geschwächt und angesichts tiefgreifender Verän-

derungen von erhöhter Unsicherheit geprägt sind.60 

Die weltwirtschaftlichen Aussichten sind weiterhin herausfordernd, trotz der insgesamt stabilen Entwicklung 

des globalen Wachstums und Handels. In den meisten Regionen wird sich die wirtschaftliche Dynamik im 

Jahr 2026 voraussichtlich etwas abschwächen, und der internationale Handel wird durch geopolitische 

Spannungen und einen gestiegenen Handelsprotektionismus beeinträchtigt. Die Erhöhung der US-Zölle 

belastet nach wie vor die Weltwirtschaft. Die Nachfrage nach deutschen Exportwaren wird voraussichtlich 

gedämpft bleiben. Dagegen wird von der Binnennachfrage, insbesondere den privaten und öffentlichen 

Konsumausgaben sowie den Investitionen, ein positiver Wachstumsimpuls erwartet.60 

Infolge der wirtschaftlichen Schwäche zeigte sich der Arbeitsmarkt zuletzt in einer ungünstigeren Verfas-

sung. Die Arbeitslosigkeit nahm zu, während die Beschäftigung stagnierte; diese war jedoch durch sehr 

unterschiedliche Entwicklungen in verschiedenen Branchen gekennzeichnet: Der signifikante Rückgang 

der Beschäftigung in den produzierenden Sektoren wurde durch eine Zunahme der Erwerbstätigkeit im 

Dienstleistungsbereich, insbesondere bei öffentlichen Dienstleistern sowie in den Bereichen Bildung und 

Gesundheit, kompensiert. Es wird erwartet, dass der strukturelle Wandel auf dem Arbeitsmarkt auch in 

diesem Jahr weitergeht. Im Jahresdurchschnitt wird insgesamt ein leichter Rückgang der Erwerbstätigkeit 

um 20.000 Personen erwartet, auch wegen der vergleichsweise schwachen Ausgangsbasis. Im Laufe des 

Jahres wird die Arbeitslosigkeit unter anderem aus demografischen Gründen voraussichtlich abnehmen; 

aufgrund des starken Überhangs aus dem Vorjahr wird sie im Durchschnitt des Jahres 2026 jedoch nur 

geringfügig sinken.60 

Zum Jahresbeginn 2026 ist die Stimmung der deutschen Unternehmen laut ifo Institut unverändert geblie-

ben. Die Unternehmen beurteilten ihre aktuelle Lage geringfügig besser, während sich ihre Erwartungen 

mit Blick auf die kommenden sechs Monate leicht eintrübten. Insgesamt verharrte der ifo Geschäftsklimain-

dex im Januar bei 87,6 Punkten. Die Stimmungen im Verarbeitenden Gewerbe und im Handel sind deutlich 

 
59  Vgl. EZB (2025): Gesamtwirtschaftliche Euroraum-Projektionen, Dezember 2025, [https://www.ecb.eu-

ropa.eu/press/projections/html/ecb.projections202512_eurosystemstaff~12ead61977.de.html] (letzter Zugriff: 
20.01.2026). 

60  Vgl. BMWE (2026): Jahreswirtschaftsbericht 2026 – Investitionen und Reformen für Wachstum und Resilienz, 
28.01.2026, [https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Publikationen/Wirtschaft/jahreswirt-
schaftsbericht-2026.html] (letzter Zugriff: 13.02.2026). 

61  Vgl. BMWE (2026): BIP Nowcast für das erste Quartal 2026, 02.02.2026, [https://www.bundeswirtschaftsministe-
rium.de/Redaktion/DE/Schlaglichter-der-Wirtschaftspolitik/2026/02/08-bip-nowcast.html] (letzter Zugriff: 
13.02.2026). 
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gestiegen und auch im Bauhauptgewerbe hat sich die Stimmung verbessert. Verschlechtert hat sich die 

Stimmung hingegen im Dienstleistungssektor.62  

Für 2026 erwartet der Sachverständigenrat (SVR) ein Wachstum des globalen BIP von 2,3 Prozent. Aller-

dings wird die deutsche Wirtschaft voraussichtlich weniger davon profitieren als in den vergangenen Jahr-

zehnten, da sich die Wettbewerbsbedingungen für deutsche Unternehmen auf den internationalen Absatz-

märkten verschlechtert haben.63 Für Deutschland prognostiziert der SVR für das Jahr 2026 einen Anstieg 

des preisbereinigten BIP um 0,9 Prozent.64  

Im Jahr 2026 erwartet der SVR, dass die Verbraucherpreisinflation voraussichtlich im Durchschnitt 2,1 

Prozent betragen wird. Die Prognose für die Kerninflation liegt bei 2,5 Prozent im Jahr 2026. Die Veraus-

gabung der Mittel des Sondervermögens Infrastruktur und Klimaneutralität könnte potenzielle Abwärtsrisi-

ken für die Prognose der deutschen Konjunktur darstellen. Einerseits könnte der Abfluss der Mittel langsa-

mer vonstattengehen als die Prognose annimmt, was zu einem geringeren fiskalischen Impuls im Jahr 

2026 führen würde. Je nach Auslastung der Kapazitäten könnte zum anderen auch ein überraschend hoher 

Preisdruck vom Sondervermögen ausgehen.63 

Das mit 500 Mrd. Euro ausgestattete Sondervermögen für Infrastruktur und Klimaneutralität (SVIK) hat zum 

Ziel, bis 2037 staatliche Investitionsrückstände im Bereich Infrastruktur abzubauen, zur Klimaneutralität 

beizutragen und die gesamtwirtschaftliche Entwicklung anzukurbeln. Die Wachstumswirkung kann be-

trächtlich sein, wenn die Mittel des Sondervermögens zusätzlich zu bereits geplanten Investitionen verwen-

det werden. Um den Anstieg der Schuldenstandsquote zu dämpfen, die durch die Kreditfinanzierung des 

Sondervermögens und insbesondere durch die Bereichsausnahme für massiv erhöhte Verteidigungsaus-

gaben zu erwarten ist, sind positive Wachstumseffekte nicht zuletzt notwendig. Unter dem derzeitigen Aus-

gabenpfad des SVIK zeigen Berechnungen des SVR, dass die positiven makroökonomischen Effekte im 

Vergleich zu einer starken Investitionsorientierung gering bleiben. Die Verschuldung könnte bis zum Jahr 

2035 auf über 85 Prozent des BIP steigen.63 

Laut dem SVR werde die Zusätzlichkeit der Ausgaben im Bundeshaushalt 2025 und im Entwurf des Bun-

deshaushalts 2026 bereits untergraben. Das SVIK diene als Ersatz für reguläre Haushaltsausgaben und 

ermögliche es, Ausgaben aus dem Kernhaushalt in einem Umfang von bis zu 1,2 Prozent des BIP zu 

verschieben. Die Verwendung des Bundesanteils sei häufig nicht präzise und investiv. Darüber hinaus 

erhalten die Länder und der Klima- und Transformationsfonds jeweils 100 Mrd. Euro aus dem SVIK, ohne 

institutionelle Maßnahmen, die sicherstellen, dass die Mittel zusätzlich verausgabt werden. Laut SVR man-

gelt es zudem an eindeutigen Vorschriften für die Priorisierung und Ausgabenverwendung im Hinblick auf 

die gesamtwirtschaftlichen Effekte der Maßnahmen.64 

Die Auswirkungen des Iran-Krieges auf die Konjunktur, Preise und Zinsen sind wesentlich von der Dauer 

und Intensität des Konflikts sowie von den Schäden an der Infrastruktur für Öl- und Gasproduktion und der 

Blockade der Lieferketten abhängig. Um die Preiserhöhungen zu bremsen und die Versorgung zu garan-

tieren, gibt die Bundesregierung momentan Notfall-Ölreserven frei.65 

Seit dem Beginn des Iran-Kriegs Ende Februar sind die Rohölpreise auf dem Weltmarkt und die Erdgas-

preise im europäischen Handel erheblich gestiegen. Im Gegensatz zur Energiekrise, die im Februar 2022 

mit dem Ausbruch des Russisch-Ukrainischen Krieges begann, ist derzeit jedoch nicht mit einer unmittel-

baren Angebotsverknappung in Deutschland zu rechnen, wie etwa einer Gasmangellage, da Deutschland 

nur in geringem Umfang Energielieferungen direkt von der arabischen Halbinsel erhält. Trotzdem wirken 

sich die Unpassierbarkeit der Straße von Hormus, die Sperrung des Luftraums über dem Konfliktgebiet 

und gegenseitige Angriffe auf die Öl- und Gasinfrastruktur auch auf die deutsche Wirtschaft aus. Einerseits 

führt die globale Verknappung der Angebote an Erdgas und Rohöl zu einem teils erheblichen Anstieg der 

 
62  Vgl. ifo Institut (2026): ifo Geschäftsklimaindex unverändert (Januar 2026), 26.01.2026, [https://www.ifo.de/fak-

ten/2026-01-26/ifo-geschaeftsklimaindex-unveraendert-januar-2026] (letzter Zugriff: 13.02.2026) 
63  Vgl. SVR (2025): Jahresgutachten 2025/26: Perspektiven für Morgen schaffen – Chancen nicht verspielen, 

12.11.2025, [https://www.sachverstaendigenrat-wirtschaft.de/jahresgutachten-2025.html] (letzter Zugriff: 
28.01.2026) 

64  Vgl. HDB (2025): Jahresgutachten: Wirtschaftsforscher erwarten für 2026 ein Wirtschaftswachstum von 0,9 Pro-
zent und einen Anstieg der Bauinvestitionen um 1,7 Prozent, Stand: 20.11.2025. 

65  Vgl. HDB (2026): Auswirkungen des Krieges im Nahen Osten auf die Bauindustrie, 11.03.2026 
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Rohstoffpreise. Es besteht außerdem das Risiko, dass die Lieferketten, vor allem zwischen Europa und 

Asien, beeinträchtigt werden.66 

Trotz des Schocks bei den Energiepreisen dürfte die Erholung in Deutschland im weiteren Verlauf dieses 

Jahres anhalten, insbesondere aufgrund der Erweiterung und zunehmenden Wirkung staatlicher Mehraus-

gaben für Infrastruktur, Klimaneutralität und Verteidigung. Die Erholung wird durch den Energiepreisschock 

gedämpft, aber nicht gestoppt.66 

Die nachfolgende Prognose berücksichtigt zwei Szenarien für die mögliche Entwicklung der deutschen und 

internationalen Wirtschaft, um der hohen Unsicherheit über den weiteren Verlauf der Energiepreise gerecht 

zu werden. Im Deeskalationsszenario werden ein rasches Ende des Konflikts und nur temporäre Anstiege 

der Rohöl- und Erdgaspreise erwartet, während das Eskalationsszenario von einem erheblich längeren 

Konflikt und einem stärkeren sowie anhaltenderen Anstieg der Energiepreise ausgeht.66 

Im Deeskalationsszenario wird ein Anstieg des preisbereinigten Bruttoinlandsprodukts um 0,8 Prozent im 

laufenden Jahr und um 1,2 Prozent im kommenden Jahr erwartet. Ohne den Schock der Energiepreise 

hätte sich eine leichte Aufwärtskorrektur der Prognose für das laufende Jahr auf 1,0 Prozent ergeben kön-

nen, da sich die Auswirkungen der fiskalischen Maßnahmen im Verteidigungsbereich etwas schneller zei-

gen als ursprünglich erwartet. Folglich verringern die Auswirkungen des Iran-Kriegs das Wachstum im De-

eskalationsszenario in diesem Jahr um 0,2 Prozentpunkte. Im Eskalationsszenario erhöhen sich die kon-

junkturellen Belastungen merklich, und sie summieren sich in diesem und im kommenden Jahr auf 0,8 

Prozentpunkte im Vergleich zum Vorkriegsszenario. Bei einem Anstieg des preisbereinigten Bruttoinlands-

produkts von lediglich 0,6 Prozent in diesem Jahr bzw. 0,8 Prozent im nächsten Jahr wird die Erholung im 

Prognosezeitraum jedoch fortschreiten, wenn auch mit geringerem Tempo.66 

Im Falle einer Deeskalation könnte die Inflationsrate in diesem Jahr aufgrund der gestiegenen Energie-

preise 2,2 Prozent betragen und damit dem Wert des Vorjahres entsprechen. Im Vorkriegsszenario wäre 

sie auf 2,0 Prozent gefallen. Für das nächste Jahr wird sie in beiden Fällen voraussichtlich 2,2 Prozent 

betragen. Vor allem die vorgesehene Erhöhung des Mindestlohns um 5,0 Prozent macht sich hier bemerk-

bar, da sie insbesondere zu einem Anstieg der Preise für Dienstleistungen in Verbrauchernähe führt. Im 

Eskalationsszenario steigen die Verbraucherpreise in diesem und im nächsten Jahr um 2,5 Prozent stärker, 

da neben dem Anstieg der Energiepreise auch die Kerninflationsrate aufgrund von Zweitrundeneffekten 

höher ist.66 

Risiken für die Prognose:66 

• weiterer Verlauf des Krieges im Iran und der Entwicklung der Energiepreise 

• weitere potenzielle Störungen globaler Lieferketten aufgrund des Konflikts 

• Zoll- und Handelspolitik der USA 

• grundlegende Entscheidungen zur Wirtschaftspolitik in Deutschland 

  

 
66  Vgl. ifo Institut (2026): ifo Konjunkturprognose Frühjahr 2026: Folgen des Iran-Krieges dämpfen Erholung, 

12.03.2026, [https://www.ifo.de/fakten/2026-03-12/ifo-konjunkturprognose-fruehjahr-2026-folgen-des-iran-krieges-
daempfen-erholung] (letzter Zugriff: 17.03.2026) 
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Branchenspezifische Perspektiven 

Europa 

Das Bauvolumen in den 19 EUROCONSTRUCT-Ländern ist im vergangenen Jahr nur um 0    Prozent 

gewachsen. Der Bausektor schaltet durch die für 2026  rognostizierte starke Belebung um 2 4  Prozent 

aus dem "Leerlauf" direkt in den übernächsten Gang und bleibt bis 2028 auf dieser Geschwindigkeit. Ob-

wohl das Wachstum im Verlauf des Prognosezeitraums etwas abnehmen wird, beträgt das durchschnittli-

che jährliche Wachstum mehr als 2 Prozent und die Bauleistung steigt innerhalb von drei Jahren um 6,7 

Prozent. Es wird erwartet, dass der Wohnungsbau und der Tiefbau jeweils um etwa 7,5 Prozent zunehmen 

werden, während der Nichtwohnhochbau nur um 4,7 Prozent wächst. Auch der Investitionsbedarf im Wohn- 

und Infrastrukturbereich ist von Bedeutung, vor allem jedoch das Wirtschaftswachstum, das sich mit na-

hezu    5  Prozent wieder kräftiger zeigt.67 

Der Umfang der Bauleistungen im EUROCONSTRUCT-Gebiet wird für das Jahr 2025 auf etwa 2,28 Billi-

onen Euro (Preise von 2024) geschätzt. Im vergangenen Jahr wurde die Abwärtsbewegung mit einem 

leichten Anstieg von 0,3 Prozent gestoppt, nachdem es zwei aufeinanderfolgende Rückgänge gegeben 

hatte. Im Jahr 2026 dürfte der Markt um 2,4 Prozent wachsen, was angesichts der tendenziell sinkenden 

Wachstumsraten schon fast als kräftig bezeichnet werden kann. In Kombination mit den folgenden, jedoch 

geringfügig rückläufigen Zunahmen von jeweils etwa 2 Prozent würde das europäische Bauvolumen im 

Jahr 2028 die Schwelle von 2,4 Billionen Euro überschreiten.67 

Im Wohnungsneubau führten die Auswirkungen des Ukraine-Kriegs - insbesondere der Zins- und Inflati-

onsschock sowie enorme Baupreissteigerungen - zu einem Rückgang der Neubautätigkeit um nahezu 17 

 Prozent im Zeitraum von 2023 bis 2024. In Anbetracht der in vielen Teilen Europas festgestellten Engpässe 

bei Wohnraum und der sich erheblich verbessernden Rahmenbedingungen wird das Neubausegment zwi-

schen 2026 und 2028 um 14,5 Prozent wachsen, aber das Niveau von 2022 deutlich unterschreiten. Der 

Bestandsmarkt macht seit 2009 den größeren Teil des europäischen Wohnungsbaus aus, wobei sein Anteil 

im Jahr 2025 schätzungsweise 62 Prozent betrug. Auch dieser Bereich war vorübergehend betroffen von 

dem allgemeinen Kostenschub, der gesunkenen Zahlungsbereitschaft der Eigentümer und den höheren 

Zinsforderungen der Banken. Zugleich haben die Nutzererfahrungen während der Corona-Pandemie und 

die Energiepreiserhöhung infolge des Ukraine-Kriegs dem Bestandssektor wohl einen dauerhaften zusätz-

lichen Schwung verliehen. Das Marktniveau liegt seit 2021 deutlich höher. Im Bereich des Nichtwohnhoch-

baus dominieren ebenfalls seit 2024 die Bestandsmaßnahmen.67 

Die Genehmigungszahl im Wohnungsbau wird sich zwischen 2024 und 2028 um etwa 250.000 Einheiten 

auf insgesamt 1,87 Millionen belaufen. Wohnräume steigen. Es dauert jedoch, bis sich diese Entwicklung 

in den Fertigstellungen niederschlägt. Das Netzwerk kalkuliert für 2028, unter Berücksichtigung des nach-

träglich leicht nach oben korrigierten Werts für Deutschland, mit insgesamt 1,66 Mio. bezugsfertigen Ein-

heiten, darunter 674.000 in Form von Eigenheimen und 986.000 als Geschosswohnungen. Die Zahl der 

Genehmigungen in Deutschland wird bis 2028 um etwa  5 Prozent zunehmen. 67 

Obwohl der Tiefbau in den Jahren 2020 bis 2022 kleinere Turbulenzen durchleben musste, zeigt er lang-

fristig ein recht konstantes Wachstum. Das Tiefbauvolumen wird voraussichtlich 2028 den Wert von 2022 

um etwa ein Fünftel übertreffen und in Preisen von 2024 rund 550 Mrd. Euro betragen. Obgleich elf der 19 

Länderpartner Haushaltsengpässe oder hohe Staatsverschuldung als Gründe für reduzierte Tiefbauaktivi-

täten nennen, ist die Perspektive für dieses Segment insgesamt sehr positiv. Zu den wenigen anderen 

bremsenden Faktoren gehören beispielsweise der Mangel an Arbeitskräften, die hohen Baukosten und die 

ungünstigen Bedingungen für Finanzierungen. Ein erhoffter starker Anstoß von deutscher Seite ist bisher 

nicht abzusehen, da nur die Schienenwege vom schuldenfinanzierten Infrastrukturfonds deutlich profitie-

ren.67 

  

 
67  Vgl. Dorffmeister, L. (2026): Europäische Bauwirtschaft schaltet 2026 zwei Gänge höher: Ausgewählte Ergeb-

nisse der EUROCONSTRUCT-Winterkonferenz 2025, ifo Schnelldienst, 2/2026, 13.02.2026 
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Bauhauptgewerbe in Deutschland 

Die Mitglieder des Sachverständigenrates rechnen damit, dass die Mittel aus dem SVIK ab 2026 expansive 

Impulse für Bau- und Ausrüstungsinvestitionen setzen werden. Im Jahr 2026 werden die Bauinvestitionen 

voraussichtlich erstmals seit 2020 wieder zunehmen. Der SVR sagt einen Anstieg um 1,7 Prozent voraus. 

Insbesondere seien erhöhte staatliche Investitionen in den Tiefbau zu erwarten, die im Rahmen des SVIK 

vorgenommen würden. Im Bereich Wirtschaftsbau werden die Investitionen voraussichtlich nur um 1,0 Pro-

zent zunehmen, während im Öffentlichen Bau ein Anstieg um 3,7 Prozent erwartet wird. Nachdem die 

Investitionen im Wohnungsbau 2025 voraussichtlich das vierte Jahr in Folge rückläufig waren, erwartet der 

SVR für dieses Jahr einen leichten Anstieg um 1,4 Prozent.68 

Der Hauptverband der Deutschen Bauindustrie erwartet für 2026 ein reales Umsatzwachstum im Bau-

hauptgewerbe (alle Betriebe) um 2,5 Prozent.69 Der Bau kann wieder als Konjunkturlokomotive fungieren. 

Die Zuwächse in der Produktion sind jedoch auch geprägt von Großprojekten im Bereich des Wirtschaft-

stiefbaus (Bahn- und Kabelleitungsbau) sowie im Bereich des Wirtschaftshochbaus (unter anderem Re-

chenzentren), weshalb eine separate Bewertung der Situation einzelner Betriebe erforderlich ist. Die Bun-

desregierung erwartet einen Anstieg der Bauinvestitionen um insgesamt 2,4 Prozent im laufenden Jahr.70 

Die Forschungsinstitute erwarten für 2026 insgesamt einen Anstieg der Preise für Bauleistungen um 3,3 

Prozent und für 2027 um 3,6 Prozent.69 

Im Februar 2026 hat sich die Stimmung im Bauhauptgewerbe laut ifo-Konjunkturumfrage im Vergleich zum 

Jahresbeginn 2025 verbessert. Der saisonbereinigte Geschäftsklimaindex lag bei - 11,5 Punkten. Im Feb-

ruar 2026 beurteilen 33,4 Prozent der befragten Unternehmen ihre aktuelle Geschäftslage als schlecht 

(Februar 2025: 38,7 Prozent), während 17,1 Prozent ihre aktuelle Lage als gut bewerten (Februar 2025: 

15,5 Prozent). Im Februar 2026 erwarten 60,6 Prozent eine gleichbleibende Geschäftslage (Februar 2025: 

54,4 Prozent), während 23,6 Prozent mit einer ungünstigeren Geschäftslage rechnen (Februar 2025: 37,8 

Prozent). Ursächlich dürften hierfür vor allem fehlende Aufträge sein. So gaben 40,0 Prozent der befragten 

Bauunternehmen an, dass ihre Bautätigkeit im Februar 2026 durch einen Auftragsmangel behindert wurde. 

Auftragsstornierungen meldeten 7,0 Prozent.71 

Nach Rücksprache mit dem Deutschen Asphaltverband sind derzeit noch keine Versorgungsengpässe in-

folge des Iran-Krieges, insbesondere bei Bitumen, erkennbar. Die Bauunternehmen leiden jedoch bereits 

jetzt erheblich unter kurzfristigen Preiserhöhungen für Diesel und Bitumen, die bislang nicht von den Auf-

traggebern übernommen werden. Es ist momentan schwierig, die Auswirkungen auf die Preisentwicklung 

von Baumaterialien zu quantifizieren. Daten des Erzeugerpreisindex für gewerbliche Produkte im März, die 

auf mögliche Preissteigerungen hinweisen, werden erst im April verfügbar sein.72 

Wohnungsbau 

Der Hauptverband der Deutschen Bauindustrie erwartet für den Wohnungsbau ein reales Umsatzwachs-

tum von 2,0 Prozent im Jahr 2026, jedoch weniger als 200.000 fertiggestellte Wohnungen. Der Zuwachs 

an Mitteln für den sozialen Wohnungsbau und die KfW-Förderprogramme sowie die seit Oktober 2025 

geltenden verbesserten Zins- und Förderbedingungen sind wichtige Signale für den kriselnden Wohnungs-

bau. In den Ballungsgebieten gibt es seit Jahren eine enorme Übernachfrage nach erschwinglichem Wohn-

raum, und die Situation wird immer schlimmer. Eine Bodenbildung und Trendwende der Baugenehmigun-

gen u. a. in Bezug auf die Fertigstellungszahlen dürfte erst 2027 sichtbar werden.69 

Der Wohnungsbau wird sich voraussichtlich stabilisieren. Die Nachfrage nach Wohneigentum wird zwar 

weiterhin durch gestiegene Hypothekenzinsen und höhere Baupreise belastet. In diesem Jahr dürfte der 

 
68  Vgl. HDB (2025): Jahresgutachten: Wirtschaftsforscher erwarten für 2026 ein Wirtschaftswachstum von 0,9 Pro-

zent und einen Anstieg der Bauinvestitionen um 1,7 Prozent, Stand: 20.11.2025. 
69  Vgl. HDB (2026): Baukonjunkturelle Lage, 29.01.2026 
70  Vgl. HDB (2026): Jahreswirtschaftsbericht: Bundesregierung senkt die Wachstumsprognose auf 1,0 Prozent für 

2026, 04.02.2026 
71  Vgl. Datenbank ELVIRA des HDB, Statistisches Bundesamt. 
72  Vgl. HDB (2026): Auswirkungen des Krieges im Nahen Osten auf die Bauindustrie, 11.03.2026 
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Wohnungsbau jedoch von schnelleren Genehmigungsverfahren ("Wohnungsbau-Turbo"), neuen Förder-

programmen wie der Effizienzhaus-55-Plus-Förderung, die im Dezember 2025 gestartet ist, sowie einem 

weiterhin hohen Bedarf an Wohnraum profitieren.73 

Wirtschaftsbau 

Der Hauptverband der Deutschen Bauindustrie erwartet für den Wirtschaftsbau insgesamt ein reales Um-

satzwachstum von 4,0 Prozent im Jahr 2026.74 Die Produktion, die in den letzten Jahren rückläufig war, 

sowie der teilweise Abbau von Kapazitäten in bestimmten Bereichen des Verarbeitenden Gewerbes ver-

ringern den Bedarf an neuen Produktionsstätten. In diesem Jahr werden einzelne Großprojekte, wie der 

Bau neuer Rechenzentren und die weitere Entwicklung von Strom- und Glasfasernetzen, positive Impulse 

auslösen.73 

In der Umfrage des Deutschen Industrie- und Handelskammertages gaben im Herbst 2025 20 Prozent der 

Industrieunternehmen an, ihre Investitionen in den kommenden 12 Monaten auszuweiten. Während 44 

Prozent keine Veränderung planten, gaben 36 Prozent an, ihre Investitionen kürzen zu wollen. Der Inves-

titionssaldo, der daraus resultiert, betrug minus 16 Punkte und war damit auf einem ähnlichen Niveau des 

Wertes zum Vorjahreszeitpunkt.74 

Öffentlicher Bau 

Der Hauptverband der Deutschen Bauindustrie erwartet für den Öffentlichen Bau insgesamt ein reales 

Umsatzwachstum von 1,5 Prozent im Jahr 2026.74 Insbesondere der öffentliche Hoch- und Tiefbau wird im 

aktuellen Jahr von den zusätzlichen Mitteln des SVIK profitieren. Die vom Bund für die Verkehrsinfrastruktur 

geplanten Ausgaben aus dem SVIK belaufen sich in diesem Jahr auf etwa 22 Milliarden Euro.73 Im Jahr 

2026 stellt der Bund etwa 11 Milliarden Euro für Investitionen in die Bundesfernstraßen bereit. Außerdem 

wurden die Straßenbaumittel bis 2029 um 3 Milliarden Euro erhöht, um sicherzustellen, dass alle baureifen 

und planfestgestellten Projekte realisiert werden können. Die Investitionsmittel für die Bundeswasserstra-

ßen werden im Jahr 2026 jedoch auf 1,47 Milliarden Euro reduziert. Für das laufende Jahr wird ein Anstieg 

der kommunalen Steuereinnahmen um 4,2 Prozent prognostiziert. Dies hat besondere Bedeutung, weil 

etwa 60 Prozent der öffentlichen Bautätigkeit auf die Städte und Gemeinden entfallen.74 

Spätestens seit dem Jahr 2020, das durch die Corona-Pandemie geprägt war, hat im öffentlichen Sektor 

eine finanzielle Wende stattgefunden, nachdem einige Jahre lang Haushaltsüberschüsse verzeichnet wur-

den. Zur Finanzierung ihrer Ausgaben müssen Bund, Länder und Gemeinden wieder in erheblichem Maße 

Kredite am Kapitalmarkt aufnehmen. Die Umlaufrendite öffentlicher Wertpapiere hat sich von - 0,2 Prozent 

im Januar 2022 auf 2,7 Prozent im Januar 2026 erhöht. Die Zinswende könnte sich daher als problematisch 

für die öffentliche Investitionstätigkeit erweisen, da sie die finanziellen Spielräume im Haushalt weiter ein-

schränkt.74  

Beschäftigung 

Im Zuge der Baurezession haben viele Bauarbeiter, die ihre Arbeit verloren haben, einen Wechsel in an-

dere Wirtschaftsbereiche vollzogen, vor allem in solche des Verarbeitenden Gewerbes. Wegen der seit 

2024 dort eintretenden Verschlechterung der ökonomischen Situation wurde vermehrt Personal "freige-

stellt". Einige dieser Personen können (aufgrund ihrer ursprünglichen Bauausbildung oder verwandten Be-

rufen) in den Bauarbeitsmarkt integriert werden.74 

Im Rahmen der aktuellen Herbst-Umfrage der Creditreform zum Thema "Wirtschaftslage und Finanzierung 

im Mittelstand" gaben fast 70 Prozent der befragten Bauunternehmen an, ihren Personalbestand aufrecht-

zuerhalten, während 16 Prozent ihn sogar erhöht haben. In Zukunft planen 76 Prozent von ihnen, ihr Per-

sonal zu halten, und 17 Prozent wollen weitere Aufstockungen vornehmen.74  

 
73  Vgl. BMWE (2026): Jahreswirtschaftsbericht 2026 – Investitionen und Reformen für Wachstum und Resilienz, 

28.01.2026, [https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Publikationen/Wirtschaft/jahreswirt-
schaftsbericht-2026.html] (letzter Zugriff: 13.02.2026). 

74  Vgl. HDB (2026): Baukonjunkturelle Lage, 29.01.2026 
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Die Einschätzung der Bauunternehmer in Bezug auf eine drohende Fachkräfteknappheit hat sich etwas 

entspannt, was auf den Aufbau des Personals (aber auch auf die Abschwächung der Baukonjunktur, ins-

besondere im Wohnungs- und Straßenbau) zurückzuführen ist: Im Rahmen der DIHK-Umfrage zum Herbst 

2025 nannten zwar immer noch 59 Prozent der befragten Bauunternehmen den Fachkräftemangel als Ri-

siko für die wirtschaftliche Entwicklung ihres Unternehmens, aber in der Vorumfrage im Frühsommer (64 

Prozent) und auch in der Vorjahresumfrage im Herbst 2024 (65 Prozent) war dieser Anteil noch deutlich 

höher.75 

  

 
75  Vgl. HDB (2026): Baukonjunkturelle Lage, 29.01.2026 
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